
BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 19. Dezember 2012 

über die staatliche Beihilfe SA.20829 (C 26/2010, ex NN 43/2010 (ex CP 71/2006)), Regelung über 
die Befreiung von der kommunalen Immobiliensteuer im Falle von Immobilien, die von 
nichtgewerblichen Einrichtungen für besondere Zwecke genutzt werden, die Italien eingeführt hat 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 9461) 

(Nur der italienische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/284/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nachdem allen Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme ge­
mäß dem vorgenannten Artikel gegeben wurde ( 1 ) und unter 
Berücksichtigung dieser Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

(1) Im Jahr 2006 gingen bei der Kommission eine Reihe von 
Beschwerden ein, die sich im Wesentlichen auf zwei Re­
gelungen bezogen, von denen eine die Befreiung von der 
kommunalen Immobiliensteuer betraf und die andere 
eine Ermäßigung der Körperschaftssteuer. Konkret um­
fassten die beiden Regelungen Folgendes: 

(a) eine Befreiung von der kommunalen Immobilien­
steuer („imposta comunale sugli immobili“, nachfolgend 
„ICI“) für Immobilien, die von nichtgewerblichen Ein­
richtungen ausschließlich für Tätigkeiten in den Be­
reichen Sozialfürsorge, Gemeinwohl, Gesundheit, Kul­
tur, Bildung, Erholung, Wohnungswesen, Sport und 
Religion genutzt werden (Artikel 7 Absatz 1 Buch­
stabe i Gesetzesdekret Nr. 504 vom 30. Dezember 
1992); 

(b) eine 50 %-ige Ermäßigung der Körperschaftssteuer für 
die in Artikel 6 des Präsidialdekrets Nr. 601 vom 
29. September 1973 aufgeführten Einrichtungen, 
bei denen es sich vorwiegend um Wohlfahrtsorgani­
sationen, gemeinnützige Einrichtungen im Bereich 
Bildung und Forschung sowie um Wohlfahrtsver­
bände und Lehreinrichtungen (einschließlich kirchli­
cher Einrichtungen) handelt. Diese Vorschrift umfasst 
auch Einrichtungen des sozialen Wohnungsbaus so­
wie Stiftungen und Vereine im Bereich Kultur. 

(2) Nach Erhalt der Beschwerden in Bezug auf die vor­
genannte ICI-Befreiung ersuchte die Kommission die 

italienischen Behörden am 5. Mai 2006 erstmalig um 
Auskunft. Angesichts der Auskünfte, die Italien am 6. Juni 
2006 übermittelte und nach dem Inkrafttreten einiger 
Änderungen der ICI-Rechtsvorschriften hat die Kommis­
sion die Beschwerdeführer mit Schreiben vom 8. August 
2006 darüber informiert, dass auf der Grundlage einer 
vorläufigen Analyse keine Grundlage für die Durchfüh­
rung eines Prüfverfahrens vorliegt. 

(3) Mit Schreiben vom 24. Oktober 2006 haben die Be­
schwerdeführer jedoch erneut darauf hingewiesen, dass 
die ICI-Befreiung für nichtgewerbliche Einrichtungen ge­
gen Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags verstößt. Mit 
Schreiben vom 14. November 2006 informierte die 
Kommission die Beschwerdeführer, dass auf der Grund­
lage der verfügbaren Informationen keine Grundlage für 
eine weitere Prüfung der ICI-Befreiung vorliegt. 

(4) Im Januar und im September 2007 erhielt die Kommis­
sion weitere Schreiben bezüglich der ICI-Befreiung von 
den Beschwerdeführern. In ihrem Schreiben vom 12. Sep­
tember 2007 lenkten sie das Augenmerk der Kommis­
sion auf Artikel 149 des Einkommensteuergesetzes 
(„Testo Unico delle Imposte sui Redditi“, nachfolgend 
„TUIR“), das durch das Präsidialdekret Nr. 917 vom 
22. Dezember 1986 angenommen wurde. Ihrer Ansicht 
nach gewährt dieser Artikel nur kirchlichen Einrichtun­
gen und Amateursportvereinen eine günstige steuerliche 
Behandlung. 

(5) Am 5. November 2007 hat die Kommission die italie­
nischen Behörden und die Beschwerdeführer um weitere 
Auskünfte über sämtliche mutmaßlichen Präferenzrege­
lungen ersucht, die von den Beschwerdeführern genannt 
wurden. Die italienischen Behörden legten die angefor­
derten Auskünfte mit Schreiben vom 3. Dezember 
2007 und 30. April 2008 vor. Die Beschwerdeführer 
legten zusätzliche Auskünfte mit Schreiben vom 21. Mai 
2008 vor. 

(6) Am 20. Oktober 2008 sandten die Beschwerdeführer ein 
förmliches Aufforderungsschreiben (Artikel 265 AEUV), 
in dem sie die Kommission darum ersuchten, ein förm­
liches Prüfverfahren einzuleiten und einen förmlichen Be­
schluss in Bezug auf ihre Beschwerden zu erlassen.
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( 1 ) ABl. C 348 vom 21.12.2010, S. 17.



(7) Am 24. November 2008 sandte die Kommission ein 
weiteres Auskunftsersuchen an die italienischen Behör­
den, die am 8. Dezember 2008 in einem Brief darauf 
antworteten. 

(8) Mit Schreiben vom 19. Dezember 2008 informierte die 
Kommission die Beschwerdeführer dahingehend, dass die 
Maßnahmen auf der Grundlage der vorläufigen Analyse 
keine staatliche Beihilfe darzustellen scheinen und dass es 
folglich auch keinen Grund gibt, das Prüfverfahren fort­
zusetzen. 

(9) Am 26. Januar 2009 hat das italienische Finanzministe­
rium das Schreiben „Circolare 2/DF“ (nachfolgend „das 
Rundschreiben“) herausgegeben, um den Anwendungs­
bereich der ICI-Befreiung für nichtgewerbliche Einrichtun­
gen genauer zu klären. Am 2. März schrieben die Be­
schwerdeführer an die Kommission und brachten ihre 
Unzufriedenheit mit den geltenden Rechtsvorschriften 
zum Ausdruck. Dabei übten sie Kritik an dem Rund­
schreiben. 

(10) Mit E-Mail vom 11. Januar 2010 forderten die Beschwer­
deführer die Kommission erneut zur Einleitung eines 
förmlichen Prüfverfahrens auf, auch angesichts des In­
halts des Rundschreibens. Nach Kenntnisnahme des 
Rundschreibens sandte die Kommission am 15. Februar 
2010 ein Schreiben an die Beschwerdeführer, in dem sie 
die Begründung in ihrem Schreiben vom 19. Dezember 
2008 bestätigte. 

(11) Am 26. April 2010 haben zwei Beschwerdeführer un­
abhängig voneinander Klage beim Gericht eingereicht 
und beantragt, das Schreiben der Kommission vom 
15. Februar 2010 für nichtig zu erklären ( 2 ). Auf Er­
suchen des Antragstellers ordnete das Gericht am 18. 
November 2010 die Streichung der Rechtssache an ( 3 ). 

(12) Mit Beschluss vom 12. Oktober 2010 (nachfolgend „Ver­
fahrenseröffnungsbeschluss“) hat die Kommission wegen 
der Befreiung von der kommunalen Immobiliensteuer im 
Falle von Immobilien, die von nichtgewerblichen Einrich­
tungen für besondere Zwecke genutzt werden und in 
Bezug auf Artikel 149 Absatz 4 TUIR das förmliche 
Prüfverfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags 

eröffnet ( 4 ). Der Verfahrenseröffnungsbeschluss der Kom­
mission wurde am 21. Dezember 2010 im Amtsblatt der 
Europäischen Union ( 5 ) veröffentlicht. Die Kommission hat 
die Beteiligten zur Abgabe von Stellungnahmen zu der 
Beihilfe aufgefordert. 

(13) Mit Schreiben vom 10. November 2010 ersuchten die 
italienischen Behörden die Kommission um Kopien der 
Schreiben, die den Beschwerdeführern in der Zeit zwi­
schen 2006 und 2010 zugesandt worden waren. Diese 
wurden Italien am 2. Dezember 2010 zugeschickt. 

(14) Zwischen dem 21. Januar und dem 4. April 2011 gingen 
bei der Kommission Stellungnahmen von 80 Beteiligten 
zu dem Verfahrenseröffnungsbeschluss ein. Diese sind in 
Anhang 1 dieser Entscheidung aufgeführt. 

(15) Mit Schreiben vom 2. März 2011 erhielt die Kommission 
eine Stellungnahme von Italien zu dem Verfahrenseröff­
nungsbeschluss. Die Kommission hat dann die Stellung­
nahmen der Beteiligten an die italienischen Behörden 
übermittelt, die ihre Reaktionen am 10. Juni 2011 abga­
ben. 

(16) Am 19. Juli 2011 fand eine technische Sitzung zwischen 
den italienischen Behörden und der Kommission statt. 

(17) Mit Schreiben vom 15. Februar 2012 hat Italien die 
Kommission über die Absicht in Kenntnis gesetzt, neue 
Rechtsvorschriften bezüglich der kommunalen Immobi­
liensteuer zu erlassen und bekannt gegeben, dass die ICI 
mit Gültigkeit ab dem 1. Januar 2012 durch die Imposta 
Municipale Propria (nachfolgend „IMU“) ersetzt wurde. 

(18) Nachdem Italien das Gesetz Nr. 27 am 24. März 2012 
verabschiedet hat, das neue Bestimmungen zur IMU-Be­
freiung nichtgewerblicher Einrichtungen enthielt, die be­
stimmte Tätigkeiten ausüben, aber eine Reihe von Aspek­
ten für eine zukünftige Festlegung in der Durchführungs­
verordnung offen ließ, richtete die Kommission am 
16. Mai 2012 ein Auskunftsersuchen an die italienischen 
Behörden.
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( 2 ) Siehe die Rechtssachen T-192/10, Ferracci/Kommission (ABl. C 179 
vom 3.7.2010, S. 45) und T-193/10, Scuola Elementare Maria Mon­
tessori/Kommission (ABl. C 179, 3.7.2010, S. 46). 

( 3 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011, S. 57. 

( 4 ) Die Kommission hat in dem Verfahrenseröffnungsbeschluss die 
Schlussfolgerung gezogen, dass die 50 %-ige Ermäßigung der Körper­
schaftssteuer gemäß Artikel 6 des Präsidialdekrets Nr. 601/73 eine 
bestehende Beihilfe darstellen könnte (Erwägungsgrund 18). Die 
Kommission hat darauf hingewiesen, dass sie sich mit dieser Maß­
nahme in einem gesonderten Verfahren wegen bestehender Beihilfe 
befassen würde. Dieses Verfahren wurde daraufhin im Februar 2011 
eingeleitet. In Artikel 6 des Dekrets Nr. 601/73 werden die folgen­
den Einrichtungen aufgeführt: (a) Einrichtungen und Anstalten der 
Sozialfürsorge, Hilfsvereine auf Gegenseitigkeit, Krankenhäuser, Hilfs- 
und Wohltätigkeitseinrichtungen; (b) Unterrichtseinrichtungen sowie 
Forschungs- und Versuchsanstalten von allgemeinem Interesse ohne 
Erwerbszweck, wissenschaftliche Kollegien, Akademien, historische, 
literarische und wissenschaftliche Stiftungen und Vereinigungen, 
die ausschließlich kulturellen Zielen dienen; (c) Einrichtungen, deren 
Zweck den Wohltätigkeits- und Bildungszwecken aufgrund des Ge­
setzes gleichgestellt sind und (d) Einrichtungen des sozialen Woh­
nungsbaus und ihre Vereinigungen. 

( 5 ) Siehe Fußnote 1.



(19) Am 27. Juni 2012 erhielt die Kommission weitere Aus­
künfte von den Beschwerdeführern, einschließlich Stel­
lungnahmen zu dem neuen IMU-Gesetz. Am 6. Juli 
2012 wurden diese Anmerkungen für eine Stellung­
nahme an Italien weitergeleitet. 

(20) Mit auf den 5. September 2012 datiertem Schreiben er­
teilte Italien der Kommission die ersuchten Auskünfte 
sowie die Stellungnahme Italien zu den am 6. Juli 
2012 weitergeleiteten Anmerkungen Beteiligter. 

(21) Mit Schreiben vom 21. November 2012 sandten die ita­
lienischen Behörden der Kommission daraufhin eine Ko­
pie der Durchführungsverordnung der IMU, die am 
19. November 2012 angenommen worden war. 

2. BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN 

2.1. Befreiung von der kommunalen Immobilien­
steuer für nichtgewerbliche Einrichtungen 

(22) Im Jahr 1992 führten die italienischen Behörden eine 
kommunale Immobiliensteuer (ICI) ein. Gemäß Gesetzes­
dekret Nr. 504 vom 30. Dezember 1992 mussten alle 
natürlichen und juristischen Personen, die im Besitz einer 
Immobilie waren (aufgrund von Eigentum, einem Nieß­
brauchrecht, Nutzung, einer Pacht oder einem Wohn­
recht) die Steuer zahlen. Die Steuer war unabhängig 
vom Nutzungszweck der Immobilie von Gebietsansässi­
gen und Gebietsfremden zu entrichten. Sie wurde auf der 
Grundlage des Katasterwerts berechnet. 

(23) Nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets 
Nr. 504/92 wurden Immobilien, die von nichtgewerb­
lichen Einrichtungen ausschließlich für Tätigkeiten in 
den Bereichen Sozialfürsorge, Gemeinwohl, Gesundheit, 
Bildung, Wohnungswesen, Kultur, Erholung, Sport und 
Religion genutzt wurden, von der ICI befreit. 

(24) Nach Artikel 7Absatz 2a des Gesetzesdekrets Nr. 203 
vom 30. September 2005 ( 6 ) war die in Artikel 7 Absatz 
1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 504/92 vorgese­
hene Befreiung auf die dort aufgeführten Tätigkeiten an­
wendbar, selbst wenn sie gewerblicher Natur waren. Nach 
Artikel 39 des Gesetzesdekrets Nr. 223 vom 4. Juli 
2006 ( 7 ) fand diese Befreiung nur dann Anwendung, 
wenn die in Rede stehenden Tätigkeiten nicht ausschließ­
lich gewerblicher Natur waren. 

(25) Die italienischen Behörden erklärten, dass die in Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe i vorgesehene Befreiung von der 
kommunalen Immobiliensteuer nur dann angewendet 
wurde, wenn zwei Bedingungen kumulativ erfüllt waren: 

i. die Immobilie muss von nichtgewerblichen Einrich­
tungen ( 8 ) genutzt werden. Das Gesetz definiert nicht­
gewerbliche Einrichtungen als öffentliche und private 
Einrichtungen, die keine Unternehmen sind und deren 
Tätigkeiten nicht ausschließlich oder in erster Reihe 
gewerblicher Natur sind; 

ii. die Immobilie darf ausschließlich für die in Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe i aufgeführten Tätigkeiten genutzt 
werden. 

(26) In dem Rundschreiben 2/DF vom 26. Januar 2009 haben 
die italienischen Behörden klargestellt, welche Einrichtun­
gen als nichtgewerblich angesehen werden könnten und 
dargelegt, welche Eigenschaften die von den Einrichtun­
gen ausgeübten Tätigkeiten aufweisen müssen, damit sie 
für die Befreiung in Frage kommen. 

(27) In dem Rundschreiben wurde festgelegt, dass nicht­
gewerbliche Einrichtungen sowohl öffentlicher als auch 
privater Natur sein können. Insbesondere die folgenden 
Einrichtungen wurden als öffentlich und nichtgewerblich 
betrachtet: der Staat, Regionen, Provinzen, Gemeinden, 
Handelskammern, Gesundheitsbehörden, öffentliche Ein­
richtungen, die ausschließlich für die Bereiche Gemein­
wohl, Fürsorge und Gesundheit eingerichtet wurden, 
nichtwirtschaftliche öffentliche Einrichtungen, Sozialhilfe­
träger und Unterstützungsstellen, Universitäten und For­
schungsinstitute sowie besondere Einrichtungen für öf­
fentliche Dienstleistungen (die ehemaligen „IPAB“). Zu 
den in dem Rundschreiben angegebenen Beispielen für 
private nichtgewerbliche Einrichtungen zählen: Vereine, 
Stiftungen, Komitees, NRO, Amateursportvereine, Freiwil­
ligendienstorganisationen, Einrichtungen, die zu Steuer­
zwecken als gemeinnützige Organisationen („ONLUS“) 
eingestuft werden sowie kirchliche Einrichtungen, die 
der katholischen Kirche oder einer anderen Glaubens­
gemeinschaft angehören. 

(28) Das Rundschreiben legte auch fest, dass die Tätigkeiten, 
für welche die von der ICI befreite Immobilie genutzt 
wurde, nicht auf dem Markt verfügbar sein sollten ( 9 ) - 
d. h., sie sollten ausgeführt werden, um soziale Bedürf­
nisse zu befriedigen, die nicht immer durch öffentliche 
Strukturen oder private kommerzielle Anbieter gestillt 
werden.
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( 6 ) In das Gesetz Nr. 248 vom 2. Dezember 2005 umgewandelt. 
( 7 ) In das Gesetz Nr. 248 vom 4. August 2006 umgewandelt. 

( 8 ) Insbesondere Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 
504/92 bezieht sich auf die in Artikel 87 Absatz 1 Buchstabe c 
[jetzt Artikel 73] des Präsidialdekrets Nr. 91/86 definierten Einrich­
tungen. Die Definition nichtgewerblicher Einrichtungen befindet sich 
in dem Präsidialdekret. 

( 9 ) Siehe Rundschreiben, Punkt Nr. 5.



(29) Das Rundschreiben enthielt eine Reihe von Voraussetzun­
gen für jede der in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i auf­
geführten Tätigkeiten, die halfen, für jede dieser Tätigkei­
ten festzulegen, ab wann sie als nicht ausschließlich ge­
werblicher Natur betrachtet werden sollten ( 10 ). 

(30) Am 1. Januar 2012 wurde die ICI durch die IMU ersetzt. 
Wie in Abschnitt 5 erklärt wird, wurden die Bestimmun­
gen zur kommunalen Immobiliensteuer für nichtgewerb­
liche Einrichtungen im Lauf des Jahres 2012 ebenfalls 
geändert. 

2.2. Artikel 149 des Einkommensteuergesetzes 

(31) Artikel 149 befindet sich unter Titel II, Kapitel III des 
Einkommensteuergesetzes (TUIR). Titel II legt die Vor­
schriften bezüglich der Körperschaftssteuer fest und Ka­
pitel III legt die Steuervorschriften fest, die auf nicht­
gewerbliche Einrichtungen anzuwenden sind, wie die Be­
stimmungen zur Berechnung der Steuerbemessungs­
grundlage und die Bestimmungen zu den Steuersät­
zen ( 11 ). Artikel 149 nennt die Voraussetzungen, die 
zum Verlust des „nichtgewerblichen Status“ führen. 

(32) Insbesondere Artikel 149 Absatz 1 TUIR legt fest, dass 
eine nichtgewerbliche Einrichtung ihren Status verliert, 
wenn sie in einem gesamten Besteuerungszeitraum über­
wiegend gewerblichen Tätigkeiten nachgeht. 

(33) Artikel 149 Absatz 2 TUIR definiert den „gewerblichen 
Status“ einer Einrichtung dahingehend, dass die Einkünfte 

aus gewerblichen Tätigkeiten höher sind als die aus in­
stitutionellem Vermögen und dass der Wert des Anlage­
vermögens in Bezug auf gewerbliche Tätigkeiten höher ist 
als in Bezug auf sonstige Tätigkeiten ( 12 ). Die Rechtsform, 
die die betreffende Einrichtung angenommen hat, hat 
keinen Einfluss auf den „nichtgewerblichen Status“. 

(34) Artikel 149 Absatz 4 TUIR legt fest, dass die vorgenann­
ten Bestimmungen (d. h. Artikel 149 Absatz 1 und 2 
TUIR) keine Anwendung auf kirchliche Einrichtungen des 
bürgerlichen Rechts und auf Amateursportvereine finden. 

3. GRÜNDE FÜR DIE ERÖFFNUNG DES FÖRMLICHEN 
PRÜFVERFAHRENS 

(35) Die Kommission hat das förmliche Prüfverfahren bezüg­
lich der Befreiung von der kommunalen Immobilien­
steuer (ICI-Befreiung) im Falle von Immobilien eröffnet, 
die von nichtgewerblichen Einrichtungen für besondere 
Zwecke genutzt werden, da die Befreiung eine staatliche 
Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags 
darzustellen scheint. Die Kommission hat gleichermaßen 
das förmliche Prüfverfahren wegen Artikel 149 Absatz 4 
TUIR eingeleitet, dem zufolge die Bestimmungen über 
den Entzug des nichtgewerblichen Status keine Anwen­
dung auf kirchliche Einrichtungen und Amateursportver­
eine finden. 

(36) Zur Bewertung, ob die fraglichen Maßnahmen nach der 
ständigen Rechtsprechung selektiv ( 13 ) sind, hat die Kom­
mission zuerst für jede Maßnahme das Referenzsteuer­
system ermittelt und dann geprüft, ob die Maßnahme 
von diesem System abweicht und falls ja, ob dies durch 
die Natur und den allgemeinen Aufbau des Steuersystems 
gerechtfertigt ist.
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( 10 ) Wie bereits in dem Verfahrenseröffnungsbeschluss angegeben wur­
de, erfordert das Rundschreiben beispielsweise für Tätigkeiten in 
den Bereichen Gesundheit und Sozialfürsorge eine Vereinbarung 
mit den öffentlichen Behörden. Im Bereich Bildung scheint das 
Rundschreiben die Einhaltung der verbindlichen Grundprinzipien 
zu verlangen, damit die Tätigkeit als mit dem öffentlichen System 
gleichwertig angesehen werden kann. Es verlangt auch, dass Be­
triebsüberschüsse in die Bildungsmaßnahme selbst reinvestiert wer­
den. In Bezug auf Kinos fordert das Rundschreiben, dass sich die 
Betreiber auf bestimmte Marktsegmente beschränken (Filme kultu­
rellen Interesses, Filme mit Qualitätszertifikat, Filme für Kinder), 
wenn sie die Steuerbefreiung anstreben. Das gleiche gilt allgemein 
für Tätigkeiten im Bereich Wohnungswesen. Die Einrichtungen 
müssen niedrigere Preise als den Marktpreis fordern und sie dürfen 
nicht als normale Hotels betrieben werden. 

( 11 ) Siehe Artikel 143 ff. TUIR. Allgemein gesagt bestehen die Gesamt­
einkünfte von nichtgewerblichen Einrichtungen aus Immobilien, 
Kapitalerträgen und sonstigen Einkommensquellen (Artikel 143 
TUIR). Vorausgesetzt, dass bestimmte Voraussetzungen erfüllt wer­
den, können sich nichtgewerbliche Einrichtungen für ein vereinfach­
tes System zur Bestimmung des Einkommens entscheiden (Arti­
kel 145 TUIR). 

( 12 ) Nach Artikel 149 Absatz 2 TUIR können die folgenden Faktoren 
für Bewertungszwecke herangezogen werden: ein höheres Netto­
anlagevermögen im Zusammenhang mit Geschäftstätigkeiten als 
mit anderen Tätigkeiten; mehr Einnahmen aus gewerblichen Tätig­
keiten als aus dem „normalen Wert“ der Waren oder Dienstleistun­
gen im Zusammenhang mit institutionellen Tätigkeiten; ein höheres 
Einkommen aus gewerblichen Tätigkeiten als aus institutionellen 
Tätigkeiten (wie Beiträge, Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträ­
ge). 

( 13 ) Siehe unter anderem, Rechtssache C-88/03 Portugal/Kommission, I- 
7115, Slg. 2006, Randnr. 56 und Rechtssache C-487/06 P British 
Aggregates, I-10505, Slg. 2008, Randnrn. 81-83.



(37) In Bezug auf die ICI-Befreiung zog die Kommission die 
Schlussfolgerung, dass das Referenzsystem für die Bewer­
tung der in Rede stehenden Maßnahme das ICI selbst 
war. Indem nichtgewerblichen Einrichtungen, die ihre Im­
mobilie für besondere Tätigkeiten nutzten, von denen 
einige wirtschaftlicher Natur zu sein schienen, eine Befrei­
ung gewährt wurde, wich die Maßnahme vom Referenz­
system ab (nach dem jede juristische Person im Besitz 
einer Immobilie unabhängig von der Nutzung zur Zah­
lung der entsprechenden kommunalen Immobiliensteuer 
verpflichtet ist). Die Natur und der allgemeine Aufbau des 
italienischen Systems für die kommunale Immobilien­
steuer rechtfertigen es nicht, die Befreiung lediglich nicht­
gewerblichen Einrichtungen zu gewähren, die besondere 
Tätigkeiten mit einem gewissen sozialen Wert ausübten. 

(38) In Bezug auf Artikel 149 Absatz 4 TUIR identifizierte die 
Kommission die Einkommenssteuer als Referenzsystem. 
Die Kommission zog die Schlussfolgerung, dass die 
Maßnahme auf den ersten Blick selektiv ist, da sie - al­
lerdings nur kirchlichen Einrichtungen und Amateur­
sportvereinen - die Möglichkeit zu bieten schien, ihren 
nichtgewerblichen Status beizubehalten, selbst wenn sie 
nicht mehr länger als nichtgewerbliche Einrichtungen an­
gesehen wurden. Eine solche Maßnahme konnte nicht auf 
der Basis der zugrunde liegenden Grundsätze des italie­
nischen Steuersystems gerechtfertigt werden. 

(39) Die italienischen Behörden hatten keine Auskünfte erteilt, 
die zeigten, dass die in Rede stehende Maßnahme die 
Voraussetzungen der Rechtsprechung in der Rechtssache 
Altmark ( 14 ) erfüllte. Da alle anderen Voraussetzungen aus 
Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags erfüllt zu sein schie­
nen, schien die Maßnahme eine staatliche Beihilfe dar­
zustellen. 

(40) In Bezug auf die Vereinbarkeit schien Artikel 107 Absatz 
2 des Vertrags keine Anwendung auf die Maßnahmen zu 
finden. Darüber hinaus schienen keine der Ausnahmen 
nach Artikel 107 Absatz 3 Anwendung zu finden, bis auf 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe d über Beihilfen zur 
Förderung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen 
Erbes. In Bezug auf die ICI-Befreiung zog die Kommis­
sion in Betracht, dass diese Befreiung auf besondere Tä­
tigkeiten hätte angewendet werden können, die von 
nichtgewerblichen Einrichtungen ausgeführt wurden, die 
ausschließlich Tätigkeiten im Bereich Bildung, Kultur und 
Erholung ausübten. Schließlich schloss die Kommission 
die Möglichkeit nicht aus, dass bestimmte Tätigkeiten 

nach Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags als Dienstleis­
tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ein­
gestuft werden könnten. Die italienischen Behörden hat­
ten jedoch keine Auskünfte erteilt, die eine Bewertung 
der Vereinbarkeit der in Rede stehenden Maßnahmen 
mit dem Binnenmarkt ermöglicht hätten. 

(41) Folglich hatte die Kommission Zweifel in Bezug auf die 
Vereinbarkeit der Maßnahmen mit dem Binnenmarkt und 
entschied nach Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über be­
sondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 
des EG-Vertrags ( 15 ), das förmliche Prüfverfahren zu er­
öffnen und forderte Italien und andere Beteiligte zur Ab­
gabe von Stellungnahmen auf. 

(42) Nach Ansicht der Kommission konnten sowohl die ICI- 
Befreiung als auch Artikel 149 Absatz 4 TUIR als neue 
Beihilfe eingestuft werden. Die ICI, die auf einer jähr­
lichen Basis erhoben wurde, war tatsächlich im Jahr 
1992 eingeführt worden und die in Rede stehende Steu­
erbefreiung war der Kommission nicht angemeldet und 
von der Kommission nicht auf sonstige Weise genehmigt 
worden. Die Befreiung fand auf ein großes Spektrum an 
Tätigkeiten Anwendung, die für den Wettbewerb nicht 
geschlossen wurden, als die ICI eingeführt wurde. Folglich 
musste jede Abweichung von den Vorschriften dieser 
steuerlichen Regelungen als neue Beihilfe angesehen wer­
den, da die Anforderungen von Artikel 107 Absatz 1 des 
Vertrags erfüllt zu sein schienen. Entsprechend war Ar­
tikel 149 TUIR ( 16 ) im Jahr 1998 eingeführt worden und 
war der Kommission nicht angemeldet oder von der 
Kommission auf sonstige Weise genehmigt worden. 
Aus diesem Grund sollte die durch diese Maßnahme er­
möglichte Ausnahme als neue Beihilfe eingestuft werden, 
da die Anforderungen von Artikel 107 Absatz 1 des 
Vertrags erfüllt zu sein schienen. 

4. STELLUNGNAHMEN VON DEN ITALIENISCHEN BE­
HÖRDEN UND DEN BETEILIGTEN 

(43) Gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 und als Antwort auf die Aufforderung, die 
im Amtsblatt der Europäischen Union ( 17 ) veröffentlicht 
wurde, hat die Kommission Stellungnahmen von den 
italienischen Behörden und von 80 Beteiligten erhalten. 

(44) Zusammenfassend sind die italienischen Behörden der 
Ansicht, dass die Einrichtungen, die in den Genuss der 
ICI-Befreiung kamen, keine „Unternehmen“ für die Zwe­
cke des Gemeinschaftsrechts waren. Jedenfalls hatten die
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( 14 ) Rechtssache C-280/00 Altmark Trans und Regierungspräsidium Mag­
deburg, I-7747, Slg. 2003. 

( 15 ) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1. 
( 16 ) Ehemals Artikel 111a TUIR. 
( 17 ) Siehe Fußnote 1.



Tätigkeiten, die von diesen Einrichtungen ausgeübt wur­
den, eine wichtige öffentliche und soziale Funktion. Des­
halb war es in der Natur und der Logik des Steuersystems 
begründet, eine differenzierte steuerliche Behandlung für 
rein wirtschaftliche Tätigkeiten auf der einen Seite und 
für Tätigkeiten im Bereich der Sozialfürsorge, Wohltätig­
keit, Solidarität und Religion auf der anderen Seite bereit­
zustellen. Die italienischen Behörden haben auch die Ein­
stufung der ICI-Maßnahme als neue Beihilfe angefochten. 
Nach ihnen sollte die Maßnahme angesichts der Kon­
tinuität bewertet werden, die sie mit den früheren Immo­
biliensteuern aufwies (und die bereits vor dem Inkraft­
treten des EG-Vertrags angewendet wurden). Darüber hi­
naus sollte die Maßnahme auf der Grundlage der Ableh­
nungsbescheide, die den Beschwerdeführern gesandt wur­
den, als von der Kommission angenommen angesehen 
werden. Auf jeden Fall habe die Kommission auf Seiten 
der Empfänger der Maßnahme ein berechtigtes Vertrauen 
geschaffen, da sie auf eine schriftliche Parlamentsanfrage 
antwortete und auch da sie die Beschwerdeführer über 
ihre vorläufige Position unterrichtete, in deren Kenntnis 
auch die italienischen Behörden auf informellem Wege 
gelangten. 

(45) In Bezug auf Artikel 149 Absatz 4 TUIR machen die 
italienischen Behörden geltend, dass kirchliche Einrich­
tungen und Amateursportvereine trotz des Wortlauts 
des Artikels ihren nichtgewerblichen Status verlieren kön­
nen. In diesem Fall würden diese Einrichtungen nicht 
länger in den Genuss von Steuererleichterungen kom­
men. 

(46) Von den 80 Beteiligten teilen 78 (nachfolgend „die 78 
Beteiligten“) die Ansichten der italienischen Behörden, 
während zwei Beteiligte (nachfolgend „die zwei Beteilig­
ten“ oder „die Beschwerdeführer“) die den ursprünglichen 
Beschwerdeführern angehören, die Ansicht vertreten, dass 
sowohl das ICI als auch Artikel 149 Absatz 4 TUIR eine 
rechtswidrige staatliche Beihilfe darstellen, die mit dem 
Binnenmarkt nicht vereinbar ist. Die Stellungnahmen 
der 78 Beteiligten werden folglich zusammen mit der 
Stellungnahme der italienischen Behörden vorgelegt, 
während die Stellungnahmen der Beschwerdeführer ge­
sondert behandelt werden. 

4.1. Stellungnahmen von den italienischen Behörden 
und den 78 Beteiligten 

4.1.1. ICI: die besonderen Tätigkeiten, die von nichtgewerb­
lichen Einrichtungen ausgeübt werden, können nicht 
als wirtschaftliche Tätigkeiten angesehen werden 

(47) Die italienischen Behörden und die 78 Beteiligten be­
haupten, dass die besonderen Tätigkeiten, die von nicht­
gewerblichen Einrichtungen ausgeübt werden, die in den 
Genuss der ICI-Befreiung kommen, nicht als wirtschaftli­
che Tätigkeiten angesehen werden können. Sie argumen­
tieren, dass diese Tätigkeiten - die als Zielgruppe in erster 
Linie sehr spezielle Empfängergruppen haben - kein An­
gebot von Gütern oder Dienstleistungen auf dem Markt 

darstellen und folglich nicht im Wettbewerb mit den 
Tätigkeiten stehen, die von Wirtschaftsunternehmen aus­
geübt werden. Folglich können diese nichtgewerblichen 
Einrichtungen, die in Sektoren öffentlichen Interesses tä­
tigt sind, nicht als Unternehmen angesehen werden, was 
eine Voraussetzung für die Anwendung von Artikel 107 
Absatz 1 AEUV ist. 

(48) Gemäß den italienischen Behörden und einiger der 78 
Beteiligten weisen diese Tätigkeiten in den meisten Fällen 
besondere Merkmale auf. Sie werden beispielsweise im 
öffentlichen Interesse oder aus Zwecken der Solidarität 
entweder kostenlos oder zu reduzierten Gebühren aus­
geführt. Angesichts der besonderen Merkmale und beson­
deren Zwecke der in Rede stehenden nichtgewerblichen 
Einrichtungen können sie nicht als Unternehmen einge­
stuft werden. 

4.1.2. ICI: die Maßnahme ist aufgrund der Logik des italie­
nischen Steuersystems gerechtfertigt 

(49) Die italienischen Behörden und die 78 Beteiligten sind 
der Ansicht, dass die ICI-Befreiung keine Abweichung 
von dem allgemeinen Steuersystem ist, sondern lediglich 
die Anwendung der Leitprinzipien dieses Systems dar­
stellt. 

(50) Sie behaupten, dass eine differenzierte steuerliche Be­
handlung für wirtschaftliche und gewinnorientierte Tätig­
keiten auf der einen und Tätigkeiten in den Bereichen 
Sozialfürsorge, Wohltätigkeit, Religion und ähnlichen Be­
reichen, die von Einrichtungen mit besonderen Zwecken 
ausgeführt werden, auf der anderen Seite mit dem italie­
nischen Steuersystem vereinbar ist ( 18 ). Die letztgenann­
ten Aktivitäten basieren auf dem Grundsatz der Solidari­
tät, der sowohl im nationalen als auch im Gemeinschafts­
recht ein fundamentales Prinzip darstellt. Durch diese 
Differenzierung wollte der Gesetzgeber einfach der unter­
schiedlichen rechtlichen und tatsächlichen Situation von 
Einrichtungen Rechnung tagen, die die vorgenannten Tä­
tigkeiten öffentlichen Interesses mit einem hohen sozia­
len Wert ausüben. 

(51) Darüber hinaus obliegt dem Mitgliedstaat die Definition, 
welche Tätigkeiten im öffentlichen Interesse sind. Der 
Mitgliedstaat unterliegt lediglich der Einschränkung, dass 
die differenzierte steuerliche Behandlung kohärent sein 
muss, d. h, sie muss der Logik des Steuersystems als 
Ganzes entsprechen und es muss ein angemessenen Kon­
trollsystem eingeführt werden. Beide Voraussetzungen 
werden im Fall der in Rede stehenden ICI-Befreiung er­
füllt.
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( 18 ) Darüber hinaus sind die in Rede stehenden Einrichtungen haupt­
sächlich nur in begrenzten geografischen Gebieten (auf örtlicher 
Ebene) tätig und ihrer Tätigkeiten sind auf besondere Gruppen 
von Nutzern/Empfängern ausgerichtet



(52) Die Gründe für die ICI-Befreiung basieren auf Artikel 2 
und 3 der italienischen Verfassung, die die Erfüllung der 
Pflichten politischer, wirtschaftlicher und sozialer Solida­
rität gegenüber dem Staatsbürger fordern sowie auf Ar­
tikel 38, der jedem Staatsbürger, dem die zum Lebens­
unterhalt erforderlichen Mittel fehlen, Anspruch auf Un­
terhalt und Fürsorge gewährt. Es sollte auch angemerkt 
werden, dass nichtgewerbliche Einrichtungen den Staat 
bei der Ausübung besonderer Aufgaben sozialen Interes­
ses unterstützen. Der Staat hat die besondere Rolle dieser 
Einrichtungen stets anerkannt, da ihm bewusst ist, dass er 
allein nicht dazu in der Lage wäre, Tätigkeiten in den 
Bereichen Sozialfürsorge, Gesundheit, Kultur, Bildung 
und Sport bereitzustellen. 

(53) Die italienischen Behörden haben wiederholt, dass - wie 
in dem Rundschreiben angegeben ist - kumulativ die 
zwei in Erwägungsgrund (25) beschriebenen Vorausset­
zungen (subjektive und objektive Voraussetzung) erfüllt 
sein müssen, um Anspruch auf die ICI-Befreiung zu ha­
ben. 

(54) Bezüglich der subjektiven Voraussetzung (d. h eine nicht­
gewerbliche Einrichtung zu sein) und genauer in Bezug 
auf religiöse Einrichtungen, haben die italienischen Be­
hörden betont, dass die Gruppe der nichtgewerblichen 
Einrichtungen kirchliche Einrichtungen des bürgerlichen 
Rechts umfasst, die entweder der katholischen Kirche 
oder einer anderen Glaubensgemeinschaft angehören ( 19 ). 

(55) In Bezug auf die objektive Voraussetzung (d. h. die Aus­
übung einer der in den Rechtsvorschriften aufgeführten 
Tätigkeiten) haben die italienischen Behörden darauf hin­
gewiesen, dass der italienische Kassationshof wiederholt 
entschieden hat, dass es für die Zwecke der ICI-Befreiung 
wesentlich ist, für welche Tätigkeit die Immobilie tatsäch­
lich genutzt wird. Das heißt, dass überprüft werden muss, 
ob diese Tätigkeit nicht doch auf einer gewerblichen Basis 
verrichtet wird, auch wenn sie auf der Liste der befreiten 
Tätigkeiten geführt wird ( 20 ). Wie bereits der Staatsrat 
festgelegt hat ( 21 ), kann die Steuererleichterung darüber 
hinaus gemäß der restriktiven Natur der Befreiung nicht 
für die gesamte Immobilie gewährt werden, wenn nur ein 
Teil der Gesamtimmobilie (selbst wenn es der größere 
Teil ist) für die durch das Gesetz genehmigten Tätigkeiten 
genutzt wird. 

4.1.3. Die Einstufung der Maßnahme als bestehende Beihilfe 

(56) Nach Ansicht der italienischen Behörden stellt die ICI die 
logische legislative Fortsetzung von früheren 

Immobiliensteuern dar, so dass die formale und substan­
zielle Kontinuität gegeben ist. Die Befreiung von Immo­
bilien, die für besondere Zwecke mit einem hohen sozia­
len Wert genutzt werden, war schon immer ein Schlüs­
selelement des Immobilienrechts seit 1931; lange vor 
dem Inkrafttreten des EG-Vertrags. 

(57) Die italienischen Behörden und die 78 Beteiligten sind 
auf der Grundlage der Ablehnungsbescheide, die den Be­
schwerdeführern gesandt wurden und über die Italien 
informiert wurde, auch der Meinung, dass die ICI-Befrei­
ung von der Kommission genehmigt wurde. 

(58) Wenn die ICI-Befreiung als Beihilfe angesehen wird, sollte 
sie aus diesen Gründen als bestehende Beihilfe gelten. 

4.1.4. Vereinbarkeit 

(59) Die italienischen Behörden haben entschieden, keine Stel­
lungnahmen zur möglichen Vereinbarkeit der Maßnah­
men nach Artikel 107 Absatz 2 und 3 des Vertrags 
oder zu ihrer möglichen Einstufung als Dienstleistungen 
allgemeinen wirtschaftlichen Interesses nach Artikel 106 
Absatz 2 und nach der Rechtsprechung in der Rechts­
sache Altmark abzugeben. 

(60) Einige der 78 Beteiligten sind der Ansicht, dass die ICI- 
Befreiung mit den Artikeln 106 Absatz 2 und 107 Ab­
satz 3 des Vertrags vereinbar sind, da die Maßnahme für 
die Durchführung sozial nützlicher Tätigkeiten basierend 
auf dem Grundsatz der Solidarität erforderlich sind. Da­
rüber hinaus verfälscht die Befreiung den Wettbewerb 
nicht erheblich und hat keine spürbaren Auswirkungen 
auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten. 

4.1.5. Berechtigtes Vertrauen 

(61) Die italienischen Behörden bringen vor, dass die Antwor­
ten der Kommission an die Beschwerdeführer in Bezug 
auf die ICI-Befreiung, von denen auch die italienischen 
Behörden informell benachrichtigt wurden, ein berechtig­
tes Vertrauen auf Seiten der nichtgewerblichen Einrich­
tungen in Bezug auf die Vereinbarkeit der ICI-Befreiung 
mit dem Gemeinschaftsrecht geschaffen hat. 

(62) Die italienischen Behörden sind auch der Meinung, dass 
die Antwort der Kommission auf eine schriftliche Par­
lamentsanfrage aus dem Jahr 2009 zur steuerlichen Be­
handlung von nichtgewerblichen Einrichtungen Grund zu 
berechtigtem Vertrauen geschaffen hat ( 22 ).

DE L 166/30 Amtsblatt der Europäischen Union 18.6.2013 

( 19 ) Nach dem italienischen Gesetz werden für Steuerzwecke bei allen 
vom Staat anerkannten Religionen, einschließlich der katholischen 
Kirche, religiöse Ziele gleichgesetzt mit karitativen und erzieheri­
schen Zwecken. 

( 20 ) Siehe die Urteile Nr. 20776 vom 26. Oktober 2005, 23703 
vom15. November 2007, 5485 vom 29. Februar 2008 und 19731 
vom 17. September 2010. Siehe auch Urteil Nr. 8495 vom 9. April 
2010. 

( 21 ) Siehe Stellungnahme Nr. 266 vom 18. Juni 1996. ( 22 ) Schriftliche Anfrage E-177/2009 (ABl. C 189 vom 13.7.2010).



(63) Dies würde bedeuten, dass die Kommission, sollte sie die 
Maßnahme als rechtswidrige und unvereinbare Beihilfe 
einstufen, ohne sie als bestehende Beihilfe anzuerkennen, 
gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 nicht die Rückforderung der Beihilfe anordnen 
sollte. 

(64) Nach Ansicht einiger Beteiligter sollte die Rückforderung 
in Bezug auf Artikel 149 Absatz 4 TUIR auf keinen Fall 
angeordnet werden, da es für die nationalen Behörden 
schwierig und mühsam wäre, den hypothetischen Vorteil 
zu beziffern. 

4.1.6. Artikel 149 TUIR 

(65) In ihren Anmerkungen haben die italienischen Behörden 
eine detaillierte Beschreibung der besonderen Steuervor­
schriften für nichtgewerbliche Einrichtungen, einschließ­
lich kirchlicher Einrichtungen und Amateursportvereine, 
vorgelegt. Die italienischen Behörden betonen, dass Ar­
tikel 149 Absatz 2 TUIR eine nicht erschöpfende Auf­
zählung von Parametern enthält, die herangezogen wer­
den können ( 23 ), um eine Einrichtung als gewerblicher 
Natur einzustufen. Selbst wenn mindestens eine dieser 
Voraussetzungen erfüllt wird, wird der nichtgewerblichen 
Einrichtung nicht automatisch ihr nichtgewerblichen Sta­
tus entzogen (da diese Parameter nicht als gesetzliche 
Vermutungen angesehen werden können). Die Tatsache, 
dass diese Voraussetzungen erfüllt werden, würde ledig­
lich darauf hinweisen, dass die von der Einrichtung aus­
geübten Tätigkeiten potenziell vorrangig gewerblicher 
Natur sind. 

(66) Wie in dem Rundschreiben des Amtes für Einnahmen Nr. 
124/E vom 12. Mai 1998 angegeben wurde, können 
kirchliche Einrichtungen des bürgerlichen Rechts nur 
dann als nichtgewerbliche Einrichtungen eingestuft wer­
den, wenn der einzige oder vorrangige Zweck ihrer Tätig­
keiten nichtgewerblicher Natur ist. 

(67) Folglich schließt Artikel 149 Absatz 4 TUIR nach An­
sicht Italiens lediglich die Anwendung der spezifischen 
Zeit- und Wirtschaftsparameter aus, die in Artikel 49 
Absatz 1 und 2 festgelegt sind ( 24 ). Artikel 149 Absatz 
4 TUIR schließt nicht die Möglichkeit aus, dass kirchli­
chen Einrichtungen ihr nichtgewerblichen Status entzo­
gen wird. Nach der Ansicht einiger der 78 Beteiligten 

stellt diese Maßnahme jedenfalls keinen Transfer öffent­
licher Mittel dar und räumt keinen Vorteil ein. 

(68) Die italienischen Behörden haben erklärt, dass die Maß­
nahme darauf abzielt, die ausschließliche Verantwortung 
des CONI (das Italienische Nationale Olympische Ko­
mitee) für Amateursportverbände aufrecht zu erhalten 
und des Innenministeriums für das Zuerkennen und Ab­
erkennen des Status des bürgerlichen Rechts für kirchli­
che Einrichtungen ( 25 ). Wenn die Steuerbehörden jedoch 
bei einer Steuerprüfung bei einer dieser Einrichtungen 
feststellen, dass sie vorwiegend Tätigkeiten gewerblicher 
Natur ausführt, informieren sie unverzüglich das Innen­
ministerium oder das CONI. Die Steuerbehörden werden 
ihrerseits den Unterschied in der Besteuerung von der 
betroffenen Einrichtung zurückfordern. 

(69) Die italienischen Behörden haben bestätigt, dass sowohl 
kirchliche Einrichtungen als auch Amateursportvereine 
überprüft werden. In Bezug auf kirchliche Einrichtungen 
hat auch das Innenministerium Überprüfungen durch­
geführt, für die es zuständig ist, hat aber keine Formen 
der Zweckentfremdung gefunden. 

4.2. Stellungnahmen von den zwei Beteiligten 

(70) In ihren Stellungnahmen verweisen die zwei Beteilig­
ten ( 26 ) auf alle Unterlagen und Anmerkungen, die sie 
der Kommission bereits während der Verwaltungsverfah­
ren vor dem Verfahrenseröffnungsbeschluss vorgelegt 
hatten. Sie sind der Ansicht, dass diese Dokumente nach­
weisen, dass die kirchlichen Einrichtungen tatsächlich 
wirtschaftliche Tätigkeiten ausüben. 

(71) In Bezug auf die ICI-Befreiung weisen die beiden Betei­
ligten darauf hin, dass die angefochtene Maßnahme im 
Jahr 2005 von Italien eingeführt wurde. Nach dem In­
krafttreten der Gesetzesverordnung Nr. 203/2005 fand 
die ICI-Befreiung auf nichtgewerbliche Einrichtungen, 
die die in den Rechtsvorschriften aufgelisteten Tätigkeiten 
ausübten, auch dann Anwendung, wenn sie gewerblicher 
Natur waren ( 27 ). Nach den Änderungen des ICI-Gesetzes 
im Jahr 2006 wurde die ICI-Befreiung für dieselben Tätig­
keiten anwendbar, vorausgesetzt, sie waren nicht aus­
schließlich gewerblicher Natur ( 28 ). Die Änderungen von 
2006 haben jedoch nicht dazu geführt, dass die in Rede 
stehende Maßnahme nicht mehr die Natur einer staatli­
chen Beihilfe hat.
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( 23 ) Siehe Fußnote 12. 
( 24 ) Siehe Erwägungsgründe (31)ff. 

( 25 ) Dies garantiert auch die Einhaltung der internationalen Abkommen, 
die zwischen Italien und dem Heiligen Stuhl in Bezug auf kirchliche 
Einrichtungen unterzeichnet wurden. 

( 26 ) Von den ursprünglichen Beschwerdeführern haben lediglich Pietro 
Ferracci und Scuola Elementare Maria Montessori s.r.l. Stellungnahmen 
zu dem Verfahrenseröffnungsbeschluss abgegeben. 

( 27 ) Gesetzesverordnung Nr. 203/2005, umgewandelt in das Gesetz Nr. 
248 vom 2. Dezember 2005. 

( 28 ) Gesetzesverordnung Nr. 223/2006, umgewandelt in das Gesetz Nr. 
248 vom Freitag, 4. August 2006.



(72) Das Rundschreiben selbst verschaffte Einrichtungen einen 
selektiven Vorteil, die eigentlich als Unternehmen ange­
sehen werden sollten. In vielen Fällen hing die Möglich­
keit, den in dem Rundschreiben beschriebenen Tätigkei­
ten eine ICI-Befreiung zu gewähren, nur davon ab, dass 
die Einrichtung keinen Gewinn macht. Basierend auf den 
in der EU-Rechtsprechung niedergelegten Grundsätzen ist 
die Tatsache, dass ein Unternehmen keinen Gewinn 
macht, bedeutungslos für die Zwecke der Anwendung 
der beihilferechtlichen Vorschriften. Folglich hat das 
Rundschreiben die Fragen bezüglich der staatlichen Bei­
hilfe im Zusammenhang mit der ICI-Befreiung nicht ge­
löst, da diese Befreiung weiterhin auf nichtgewerbliche 
Unternehmen angewendet wurde, die eine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausübten, aber nicht den Einrichtungen, die die 
selbe Tätigkeit ausübten, dabei jedoch einen Gewinn 
machten. 

(73) Gemäß den Beschwerdeführern war es jedenfalls prak­
tisch unmöglich, spezifische Daten zu den Immobilien 
zu erheben, die Eigentum der in Rede stehenden Einrich­
tungen waren. Dies war hauptsächlich deshalb der Fall, 
da diese Einrichtungen nicht dazu verpflichtet waren, die 
von der ICI befreiten Immobilien anzugeben. 

(74) In Bezug auf Artikel 149 Absatz 4 TUIR vertreten die 
Beschwerdeführer die Ansicht, dass es für kirchliche Ein­
richtungen nicht möglich ist, ihren nichtgewerblichen 
Status zu verlieren. 

(75) Soweit die ICI-Befreiung und Artikel 149 Absatz 4 TUIR 
betroffen sind, stimmen die Beschwerdeführer mit den 
vorläufigen Schlussfolgerungen der Kommission über 
die Verwendung von öffentlichen Mitteln und das Beste­
hen eines Vorteils sowie über die Selektivität, die Ver­
fälschung des Wettbewerbs und die Auswirkungen auf 
den Handel überein. 

(76) In Bezug auf die Vereinbarkeit der in Rede stehenden 
Maßnahmen stimmen die Beschwerdeführer mit der vor­
läufigen Schlussfolgerung der Kommission überein, dass 
die Artikel 107 Absatz 2 und 107 Absatz 3 Buchstaben 
a, b und c des Vertrags keine Anwendung finden. In 
Bezug auf die Möglichkeit, die Ausnahme aus Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe d auf bestimmte Einrichtungen an­
zuwenden, die ausschließlich Tätigkeiten in den Berei­
chen Bildung, Kultur und Erholung ausüben, sind sie 
jedoch anderer Meinung. Die Beschwerdeführer sind 
auch der Ansicht, dass die Voraussetzungen der Recht­
sprechung in der Rechtsache Altmark in dem vorliegen­
den Fall nicht erfüllt sind. 

4.3. Anmerkungen der italienischen Behörden zu 
den Stellungnahmen der Beteiligten 

(77) Die italienischen Behörden haben ihre Anmerkungen zu 
den Stellungnahmen der Beteiligten mit Schreiben vom 
10. Juni 2011 übermittelt. 

(78) Erstens - selbst wenn man annimmt, dass bestimmte 
Tätigkeiten, die von in den Genuss der ICI-Befreiung 
kommenden, nichtgewerblichen Einrichtungen ausgeübt 
werden, tatsächlich als wirtschaftliche Tätigkeiten einge­
stuft werden können, muss die Kommission dennoch 
nachweisen, dass der gewährte Vorteil selektiv ist und 
nicht durch die Logik des italienischen Steuersystems ge­
rechtfertigt ist. 

(79) Zweitens - in Bezug auf die allgemeinen Anmerkungen 
über das Rundschreiben sind die italienischen Behörden 
der Ansicht, dass die Kommission dazu aufgerufen ist, 
eine Steuerbefreiungen umfassende Maßnahme zu über­
prüfen. Das heißt, dass sie die Auslegungskriterien der 
von den nationalen Behörden angegebenen Rechtsvor­
schriften bewerten muss sowie das Vorliegen eines an­
gemessenen Kontrollsystems. 

(80) Insbesondere Bezug nehmend auf die angeblichen 
Schwierigkeiten, die die Beschwerdeführer bei der Erhe­
bung von Daten zu Immobilien angegeben haben, die 
Eigentum nichtgewerblicher Einrichtungen sind, weisen 
die italienischen Behörden darauf hin, dass die Verpflich­
tung zur Abgabe einer ICI-Erklärung im Jahr 2006 abge­
schafft wurde. Die italienischen Behörden weisen auch 
darauf hin, dass derzeit sowohl das Katastersystem als 
auch die Immobilien-Datenbanken reorganisiert werden. 

(81) Wie auch von den Beschwerdeführern anerkannt wird, 
merken die italienischen Behörden an, dass Artikel 149 
Absatz 4 TUIR weder eine alleinstehende Vorschrift noch 
eine Vorschrift mit sachlichem Anwendungsbereich ist, 
sondern stattdessen eine Verfahrensvorschrift, die nur 
aus Kontrollgesichtspunkten einschlägig ist. 

5. DIE NEUEN RECHTSVORSCHRIFTEN ZUR KOM­
MUNALEN IMMOBILIENSTEUER 

5.1. Beschreibung der neuen kommunalen Immobi­
liensteuer: IMU 

(82) Als Teil der sogenannten Reform des Steuerföderalismus 
wurde gemäß Gesetzesdekret Nr. 23 vom 14. März 2011 
entschieden, dass die IMU ab dem 1. Januar 2014 die ICI 
ersetzt. Mit Gesetzesverordnung Nr. 201 vom 6. Dezem­
ber 2011, die in das Gesetz Nr. 214 vom 22. Dezember 
2011 umgewandelt wurde, entschied Italien, die Einfüh­
rung der IMU auf 2012 vorzuziehen.
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(83) Alle Personen, die Immobilien besitzen, unterliegen der 
IMU. Die Bemessungsgrundlage wird auf der Grundlage 
des Werts der Immobilie errechnet. Hierzu werden auf 
das Katastereinkommen der Immobilie die Voraussetzun­
gen aus Artikel 5 des ICI-Gesetzes (Gesetzesdekret Nr. 
504/92) und die Voraussetzungen aus der Gesetzesver­
ordnung Nr. 201/2011 angewendet. Auf den Wert, der 
gemäß den vorstehenden Voraussetzungen ermittelt wur­
de, werden Multiplikatoren angewendet, die abhängig 
von der Katasterkategorie der Immobilie sind. Der Stan­
dardsatz der IMU beträgt 0,76 %. 

(84) Folglich ist das Katastersystem von grundlegender Bedeu­
tung für die Immobiliensteuer. Die für Katasterzwecke 
maßgebliche Mindesteinheit kann ein Gebäude, ein Teil 
eines Gebäudes, eine Reihe Gebäude oder ein Gebiet sein, 
vorausgesetzt, dass sie in Hinblick auf Funktion und Ein­
kommen eigenständig sind. Das italienische Katastersys­
tem, das überholt werden soll, unterscheidet sechs Immo­
bilienkategorien. Die Gruppe A umfasst Immobilien für 
Wohnzwecke oder ähnliche Zwecke; Gruppe B umfasst 
Immobilien für die gemeinschaftliche Nutzung wie Hoch­
schulen, Krankenhäuser, öffentliche Büros, Schulen; zu 
Gruppe C gehören Immobilien, die für normale Wirt­
schaftszwecke genutzt werden, wie Läden, Lager sowie 
Gebäude und Räumlichkeiten für Sportaktivitäten; 
Gruppe D umfasst Immobilien für besondere Zwecke 
wie Hotels, Theater, Krankenhäuser sowie Gebäude und 
Räumlichkeiten für Sportaktivitäten; zur Gruppe E gehö­
ren Immobilien für besondere Zwecke wie für Transporte 
auf dem Land-, See- und Luftweg, mautpflichtige Brü­
cken, Leuchttürme, Gebäude für die öffentliche Religions­
ausübung. Zur Gruppe F gehören Immobilien, die in 
fiktiven Kategorien registriert sind. 

(85) Unter besonderer Bezugnahme auf die neue IMU hat 
Artikel 91a der Gesetzesverordnung Nr. 1 vom 24. Januar 
2012, die in das Gesetz Nr. 27 vom 24. März 2012 
umgewandelt wurde, eine Reihe von Änderungen bei 
der Besteuerung von Immobilien nichtgewerblicher Ein­
richtungen eingeführt, die besondere Tätigkeiten ausüben. 
Das neue Gesetz hat insbesondere die Änderung von 
2006 abgeschafft, die den Anwendungsbereich der ICI- 
Befreiung ausweitete, so dass sie auch Immobilien um­
fasste, die für besondere Tätigkeiten genutzt wurden, die 

„nicht ausschließlich gewerblicher Natur“ waren ( 29 ) (Erwä­
gungsgrund 4). Das Gesetz hat weiter festgelegt, dass 
die IMU-Befreiung auf die Tätigkeiten beschränkt ist, 
die im Gesetz niedergelegt sind ( 30 ) und von nichtgewerb­
lichen Einrichtungen auf nichtgewerblicher Basis ausgeübt 
werden (Erwägungsgrund 1). Gesetzesverordnung Nr. 
1/2012 hat auch besondere Vorschriften eingeführt, die 
in den Fällen, in denen ein und dasselbe Eigentum so­
wohl für gewerbliche als auch für nichtgewerbliche Tätig­
keiten genutzt wird, eine anteilige Zahlung der IMU er­
möglichen. Artikel 91a Absatz 2 legt insbesondere fest, 
dass bei Immobilien, die sowohl für gewerbliche als auch 
für nichtgewerbliche Tätigkeiten genutzt werden, ab dem 
1. Januar 2013 die Befreiung nur auf den Teil der Im­
mobilie Anwendung findet, der für nichtgewerbliche Tä­
tigkeiten genutzt wird, sofern es möglich ist, den Teil der 
Immobilie zu identifizieren, der ausschließlich für diese 
Tätigkeiten verwendet wird. In Fällen, in denen es nicht 
möglich ist, diese eigenständigen Teile des Eigentums 
festzustellen, wird die Befreiung ab dem 1. Januar 2013 
gemäß den Angaben in einer gesonderten Steuererklä­
rung anteilig auf die nichtgewerbliche Nutzung des Ei­
gentums gelten (Artikel 91a Absatz 3). Die Gesetzesver­
ordnung Nr. 1/2012 hat eine Reihe von Aspekten un­
geklärt gelassen, damit sie in einer zukünftigen Durch­
führungsverordnung geklärt werden, die vom Wirt­
schafts- und Finanzminister angenommen wird. Zu die­
sen Aspekten gehören die Bedingungen für das 
Einreichen der Erklärung; die entsprechenden Informatio­
nen für die Identifizierung der anteilsmäßigen Nutzung; 
und - nach den durch die Gesetzesverordnung Nr. 
174/2012 ( 31 ) eingeführten Änderungen - die allgemei­
nen und besonderen Voraussetzungen, damit eine Tätig­
keit als auf nichtgewerblicher Basis durchgeführt einge­
stuft wird. 

(86) Nach Anhörung der günstigen Meinung und Stellungnah­
men, die der Staatsrat zum Ausdruck gebracht hat ( 32 ), 
hat der Wirtschafts- und Finanzminister mit dem Dekret 
Nr. 200 vom 19. November 2012 die Durchführungs­
verordnung für die IMU (nachfolgend „die Verordnung“) 
angenommen ( 33 ). Sie legt fest, wann die besonderen, von

DE 18.6.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 166/33 

( 29 ) Artikel 7Absatz 2 Buchstabe a der Gesetzesverordnung Nr. 
203/2005; Artikel 91 Buchstabe a Absatz 4 der Gesetzesverord­
nung Nr. 1/2012. 

( 30 ) Siehe Artikel 13 Absatz 13 der Gesetzesverordnung Nr. 201/2011 
und ebenso Artikel 9 Absatz 8 des Gesetzesdekrets Nr. 23/2011, 
der sich auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des ICI-Gesetzes bezieht. 
Siehe Erwägungsgrund (23) für eine Beschreibung von Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe i des ICI-Gesetzes. 

( 31 ) Siehe Artikel 9 Absatz 6 der Gesetzesverordnung Nr. 174 vom 
10. Oktober 2012, die mit Änderungen in das Gesetz Nr. 213 
vom 7. Dezember 2012 umgewandelt wurde (Amtsblatt Nr. 286 
vom 7. Dezember 2012). 

( 32 ) Siehe Stellungnahme Nr. 4802/2012, herausgegeben am 13. No­
vember 2012 (Rechtssache Nr. 10380/2012). 

( 33 ) Dekret Nr. 200 vom 19. November 2012, veröffentlicht im Amts­
blatt Nr. 274 vom 23. November 2012.



der IMU-Befreiung betroffenen, in der Verordnung selbst 
definierten Tätigkeiten als auf „nichtgewerblicher Basis 
ausgeführt“ angesehen werden. Erstens dürfen die Tätig­
keiten als allgemeine Voraussetzung nicht gewinnorien­
tiert sein; darüber hinaus müssen sie mit dem EU-Recht 
übereinstimmen; aufgrund ihrer Natur dürfen sie nicht 
im Wettbewerb mit anderen Marktteilnehmern sein, die 
gewinnorientiert sind und sie müssen sich an die Prinzi­
pien der Solidarität und der Subsidiarität halten ( 34 ). Da­
rüber hinaus müssen in Bezug auf nichtgewerbliche Ein­
richtungen (subjektive Voraussetzungen) und in Bezug 
auf die besonderen Tätigkeiten, die von diesen Einrich­
tungen ausgeübt werden (objektive Voraussetzungen) 
zwei konkurrierende Kataloge mit Voraussetzungen ein­
gehalten werden. Hinsichtlich der subjektiven Vorausset­
zungen legt die Verordnung die allgemeinen Bedingun­
gen fest, die von nichtgewerblichen Einrichtungen erfüllt 
werden müssen, um einen Anspruch auf die IMU-Befrei­
ung zu haben ( 35 ). Die Verordnung stellt insbesondere 
fest, dass die Satzung oder die Statuten von nichtgewerb­
lichen Einrichtungen ein generelles Verbot enthalten 
müssen, Gewinne irgendeiner Art, Betriebsüberschüsse, 
Fonds und Rücklagen auszuschütten. Außerdem dürfen 
Gewinne ausschließlich in Tätigkeiten reinvestiert werden, 
die zu dem institutionellen Ziel der sozialen Solidarität 
beitragen. Wird die nichtgewerbliche Einrichtung abge­
wickelt, müssen ihre Vermögenswerte einer anderen 
nichtgewerblichen Einrichtung übertragen werden, die 
eine ähnliche Tätigkeit ausübt. In Bezug auf die objekti­
ven Voraussetzungen ( 36 ) sind spezielle Merkmale für die 
in Artikel 1 definierten, verschiedenen Arten von Tätig­
keiten niedergelegt ( 37 ). Für Tätigkeiten in den Bereichen 
Gemeinwohl und Gesundheit müssen zwei alternative 
Voraussetzungen erfüllt werden: a) der Empfänger ist 
vom Staat akkreditiert und hat einen Vertrag oder eine 
Vereinbarung mit den öffentlichen Behörden geschlossen; 
die Tätigkeiten sind Teil eines öffentlichen Systems oder 
eine Ergänzung zu diesem und die Dienstleistungen wer­
den den Nutzern kostenlos oder gegen die Zahlung eines 
Betrags bereitgestellt, der lediglich ein Beitrag zu den 
Kosten der Erbringung der Universaldienstleistung ist; b) 
wenn die Einrichtung nicht vom Staat akkreditiert ist und 
keinen Vertrag und keine Vereinbarung geschlossen hat, 
werden die Dienstleitungen kostenlos oder gegen eine 

symbolische Gebühr angeboten, die auf keinen Fall 
mehr als die Hälfte des Durchschnittspreises für ähnliche 
Tätigkeiten betragen darf, die in der gleichen geogra­
fischen Region auf Wettbewerbsbasis angeboten werden. 
Dabei darf auch kein Zusammenhang mit den tatsäch­
lichen Kosten der Dienstleistung hergestellt werden. Für 
Tätigkeiten im Bereich Bildung müssen kumulativ drei 
Voraussetzungen erfüllt werden: a) die Tätigkeit muss 
gleichwertig mit der öffentlichen Bildung sein und eine 
nicht diskriminierende Einschreibepraxis haben; b) die 
Schule muss auch behinderte Schüler aufnehmen, Tarif­
verträge schließen, Strukturen aufweisen, die den an­
zuwendenden Standards entsprechen und ihre Buchhal­
tungsunterlagen veröffentlichen; c) die Tätigkeit muss 
entweder kostenlos oder gegen eine symbolische Gebühr 
erbracht werden, die nur einen Bruchteil der tatsächlichen 
Kosten für die Leistungserbringung abdeckt. Dabei darf 
auch kein Zusammenhang mit den tatsächlichen Kosten 
der Dienstleistung hergestellt werden. Für Tätigkeiten in 
den Bereichen Wohnungswesen, Kultur, Erholung und 
Sport muss der Empfänger die Dienstleitungen kostenlos 
oder gegen eine symbolische Gebühr bereitstellen, die auf 
keinen Fall mehr als die Hälfte des Durchschnittspreises 
für ähnliche Tätigkeiten betragen darf, die in der gleichen 
geografischen Region angeboten werden. Dabei darf auch 
kein Zusammenhang mit den tatsächlichen Kosten der 
Dienstleistung hergestellt werden. 

5.2. Stellungnahmen von den zwei Beteiligten zum 
IMU-Gesetz 

(87) Gemäß den zwei Parteien weicht Artikel 91a Absatz 2 
und 3 der Gesetzesverordnung Nr. 1/2012 von den nor­
malen Bestimmungen zur Besteuerung von 
Immobilien ab. 

(88) Zuerst nehmen die zwei Beschwerdeführer zu Artikel 91a 
Absatz 2 Stellung. Dieser legt fest, dass die Befreiung von 
der IMU im Fall von Immobilien mit gemischter Nutzung 
nur auf den Teil der Immobilie Anwendung findet, in 
dem nichtgewerbliche Tätigkeiten ausgeübt werden, 
wenn es möglich ist, den Teil zu identifizieren, der aus­
schließlich für diese Tätigkeiten genutzt wird. Für den 
anderen Teil der Immobilie, der in Bezug auf Funktion 
und Einkommen eigenständig ist, findet Artikel 2 Absatz 
41, 42 und 44 der Gesetzesverordnung Nr. 262 vom 
24. November 2006 Anwendung. Diese Bestimmungen 
regeln das Verfahren, das auf Immobilien der Katasterka­
tegorie E anzuwenden ist, deren Katastereinkommen er­
neut eingestuft und neu bewertet werden muss. Nach 
diesem Gesetz dürfen Immobilien, die der Kategorie E 
(Immobilien für besondere Zwecke) ( 38 ) zugeordnet wer­
den, keine Gebäude oder Gebäudeteile umfassen, die für 
eine gewerbliche oder industrielle Nutzung oder für an­
dere Zwecke herangezogen werden, wenn sie autonom 
im Sinne von Funktion und Einkommen sind.
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( 34 ) Siehe Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe p der Verordnung des Wirt­
schafts- und Finanzministers vom 19. November 2012. 

( 35 ) Siehe Artikel 3 der Verordnung des Wirtschafts- und Finanzminis­
ters vom 19. November 2012. 

( 36 ) Siehe Artikel 4 der Verordnung des Wirtschafts- und Finanzminis­
ters vom 19. November 2012. 

( 37 ) Weitere Voraussetzungen befinden sich in der Definition in Artikel 1 
der Verordnung. Insbesondere in Bezug auf Dienstleistungen im 
Bereich Wohnungswesen legt Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe j der 
Verordnung fest, dass bestimmten Personengruppen Zugang ge­
währt wird und dass es keine durchgehenden Öffnungszeiten geben 
darf. Genauer gesagt gibt die Verordnung in Bezug auf das „soziale 
Wohnungswesen“ an, dass die Dienstleistungen Personen zum Ziel 
haben müssen, die zeitweilig oder dauerhaft besondere Bedürfnisse 
haben oder Menschen, die aufgrund körperlicher, psychologischer, 
wirtschaftlicher, sozialer oder familiärer Bedingungen benachteiligt 
sind. Auf jeden Fall ist die Befreiung für Tätigkeiten ausgeschlossen, 
die in Hotels oder ähnlichen Einrichtungen ausgeübt werden, die in 
Artikel 9 des Gesetzesdekrets Nr. 79 vom 23. Mai 2011 definiert 
sind. In Bezug auf Tätigkeiten im Bereich Sport legt Artikel 1 Ab­
satz 1 Buchstabe m fest, dass die betroffenen Einrichtungen gemein­
nützige Sportorganisationen sein müssen, die nationalen Sportver­
bänden oder Einrichtungen im Bereich der Sportförderung im Sinne 
von Artikel 90 des Gesetzes Nr. 289/2002 angegliedert sind. ( 38 ) Siehe Erwägungsgrund (84).



(89) Die zwei Beteiligten bringen vor, dass der Verweis auf die 
Gesetzesverordnung Nr. 262/2006 in Artikel 91a Absatz 
2 als allgemeine Bezugnahme auf das Verfahren der Ka­
taster-Neueinstufung gesehen werden sollte. Nach den 
zwei Beteiligten würde die Anforderung, Eigentum mit 
einer gemischten Nutzung „aufzuteilen“ nur auf eine 
sehr begrenzte Anzahl von Gebäuden Anwendung fin­
den, nämlich auf Gebäude der Kategorien E7 und E9, 
wenn das in der Gesetzesverordnung Nr. 262/2006 nie­
dergelegte Verfahren nur auf Gebäude der Katasterkate­
gorie E anwendbar wäre. 

(90) Die zwei Beteiligten bringen auch vor, dass die Erklärung 
gemäß Artikel 91a Absatz 3 zu Vermeidungsproblemen 
führen könnte und dass das neue Gesetz den öffentlichen 
Behörden einen zu großen Ermessensspielraum lässt. Da­
rüber hinaus finden die neuen Bestimmungen erst ab 
dem 1. Januar 2013 Anwendung. Folglich sollte die 
Kommission auf jeden Fall die Rückforderung der im 
Rahmen der ICI-Befreiung in den Jahren 2006 bis 
2012 rechtswidrig gewährten Beihilfe anordnen. 

5.3. Anmerkungen der italienischen Behörden zu 
den Stellungnahmen der zwei Beteiligten 

(91) Die italienischen Behörden haben erklärt, dass der in 
Artikel 91a Absatz 2 enthaltene Verweis auf Artikel 2 
Absatz 41, 42 und 44 der Gesetzesverordnung Nr. 
262/2006 als allgemeine Bezugnahme auf die Art von 
Verfahren gesehen werden sollte, die für die Aufteilung 
des Eigentums mit einer gemischten Verwendung heran­
zuziehen ist. Dieses Verfahren findet unabhängig von der 
Katasterkategorie Anwendung. 

(92) Italien hat ebenfalls erklärt, dass das italienische Steuer­
system generell auf der Verpflichtung der Steuerpflichti­
gen zur Abgabe einer Steuererklärung beruht und dass es 
verbreitete Rechtsetzungspraxis ist, die Regelung beson­
derer Aspekte den Durchführungsverordnungen zu über­
lassen. Da das im März 2012 angenommene Gesetz da­
rüber hinaus ein neues System für die Steuererklärung für 
Immobilien einführt, die von nichtgewerblichen Einrich­
tungen genutzt werden, musste das Inkrafttreten des 
neuen Systems für diese Einrichtungen verschoben wer­
den. 

(93) In Bezug auf die Rückforderung sagten die italienischen 
Behörden, dass es nicht möglich ist, nachträglich fest­
zustellen, welche Immobilien nichtgewerblicher Einrich­
tungen nicht ausschließlich für gewerbliche Tätigkeiten 
genutzt wurden (und die folglich in den Genuss der 
ICI-Befreiung gelangten). Die Katasterdaten enthalten in 
der Tat keine Informationen über die Art von Tätigkeit, 
für die eine Immobilie genutzt wird ( 39 ). Es ist auch nicht 
möglich, aus anderen Steuerdatenbanken herauszufinden, 
welche Immobilien von nichtgewerblichen Einrichtungen 
für institutionelle Tätigkeiten auf einer nicht ausschließ­
lich gewerblichen Basis genutzt wurden. 

6. BEWERTUNG 

(94) Um festzustellen, ob eine Maßnahmen eine Beihilfe dar­
stellt, muss die Kommission bewerten, ob die in Rede 
stehende Maßnahme alle Voraussetzungen erfüllt, die in 
Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags niedergelegt sind. Im 
Sinne dieser Bestimmung: „sind staatliche oder aus staatli­
chen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch 
die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktions­
zweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, 
mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigen“. Im Rahmen dieser 
Bestimmung prüft die Kommission, ob die Maßnahme: 
(i) vom Staat oder aus staatlichen Mitteln finanziert wird; 
(ii) einen selektiven Vorteil verschafft; (iii) den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt und den 
Wettbewerb verfälscht oder zu verfälschen droht. 

(95) Zuerst muss die Kommission bewerten, ob zumindest 
einige der betroffenen nichtgewerblichen Einrichtungen 
in Wirklichkeit für die Zwecke des Wettbewerbsrechts 
der Europäischen Union Unternehmen sind. 

6.1. Die Einstufung nichtgewerblicher Einrichtungen 
als Unternehmen 

(96) In dem Verfahrenseröffnungsbeschluss hat die Kommis­
sion festgestellt, dass die von den Maßnahmen betroffe­
nen nichtgewerblichen Einrichtungen zumindest teilweise 
wirtschaftliche Tätigkeiten ausübten und deshalb auf der 
Grundlage dieser Tätigkeiten als Unternehmen eingestuft 
wurden. 

(97) Die italienischen Behörden und die 78 Beteiligten be­
haupten, dass die besonderen Tätigkeiten, die von nicht­
gewerblichen Einrichtungen ausgeübt werden, nicht als 
wirtschaftliche Tätigkeiten angesehen werden können. 
Sie sind im Zusammenhang mit der ICI-Maßnahme ins­
besondere der Ansicht, dass Tätigkeiten wie die Unter­
stützung junger Mütter in schwierigen Situationen oder 
die Verwaltung eines Gebäudes in den Bergen, in dem die 
Kinder einer Kirchengemeinde ihre Sommerferien ver­
bringen, keine wirtschaftliche Tätigkeit darstellen. Diese 
Tätigkeiten - die als Zielgruppe genau festgelegte Emp­
fängergruppen haben - stellen keine Lieferung von Gü­
tern oder Dienstleistungen auf den Markt durch nicht­
gewerbliche Einrichtungen dar und stehen nicht im Wett­
bewerb mit den Tätigkeiten, die von Wirtschaftsunterneh­
men ausgeübt werden. Folglich sollten diese nichtgewerb­
lichen Einrichtungen, die in Sektoren öffentlichen Interes­
ses tätig sind, nicht als Unternehmen angesehen werden, 
was die Voraussetzung für die Anwendung von Arti­
kel 107 Absatz 1 des Vertrags ist. Darüber hinaus gibt 
es nach den italienischen Behörden und einigen der 78 
Beteiligten in vielen Fällen gar keinen tatsächlichen Markt 
für solche Tätigkeiten. Fast alle dieser Tätigkeiten weisen 
auch besondere Merkmale auf, die folgendermaßen zu­
sammengefasst werden können:
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( 39 ) Siehe auch Rundschreiben Nr. 4/2006 vom 16. Mai 2006 der 
Agenzia del Territorio.



a) sie werden kostenlos oder zu reduzierten Gebühren/ 
Preisen bereitgestellt; 

b) sie werden zu Zwecken der Solidarität und des gesell­
schaftlichen Nutzen bereitgestellt, Zwecke, die außer­
halb des Anwendungsbereichs von Wirtschaftsunter­
nehmen liegen; 

c) sie haben verglichen mit Wirtschaftsunternehmen, die 
nach Marktprinzipien handeln, eine verminderte Fä­
higkeit, Steuern zu bezahlen; 

d) sie erwirtschaften Defizite oder geringe Einkommen; 
jeder Gewinn muss entsprechend den Zielen der Ein­
richtung reinvestiert werden. 

(98) Angesichts dieser Merkmale und besonderen Zwecke der 
in Rede stehenden nichtgewerblichen Einrichtungen, kön­
nen sie nicht als Unternehmen betrachtet werden. 

(99) Die Kommission stellt fest, dass der Begriff des Unter­
nehmens nach der ständigen Rechtsprechung jede, eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig 
von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung 
umfasst ( 40 ). Deshalb hängt die Einstufung einer bestimm­
ten Einrichtung vollständig von der Natur ihrer Tätigkei­
ten ab. Dieser allgemeine Grundsatz hat drei wichtige 
Folgen, die nachfolgend beschrieben werden. 

(100) Erstens ist der Status einer Einrichtung unter einem be­
sonderen nationalen Gesetz unerheblich. Das heißt, dass 
seine Rechts- und Organisationsform nicht von Bedeu­
tung sind. Deshalb kann auch eine Einrichtung, die 
nach nationalem Recht als Verband oder Sportverein ein­
gestuft ist, dennoch für die Zwecke von Artikel 107 Ab­
satz 1 als Unternehmen angesehen werden. Das einzige 
einschlägige Kriterium ist ob die in Rede stehende Ein­
richtung eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. 

(101) Zweitens hängt die Anwendung der Beihilfevorschriften 
nicht davon ab, ob die Einrichtung errichtet wurde, um 
Gewinne zu erwirtschaften, da auch gemeinnützige Ein­
richtungen Güter und Dienstleistungen auf dem Markt 
anbieten können ( 41 ). 

(102) Drittens erfolgt die Einstufung einer Einrichtung als Un­
ternehmen stets in Bezug auf eine spezielle Tätigkeit. Eine 
Einrichtung, die sowohl wirtschaftliche als auch nicht­
wirtschaftliche Tätigkeiten ausübt, wird nur in Bezug 
auf die wirtschaftliche Tätigkeit als Unternehmen angese­
hen. 

(103) Eine wirtschaftliche Tätigkeit ist eine Tätigkeit, die darin 
besteht, auf einem Markt Güter und Dienstleistungen an­
zubieten. Diesbezüglich ist die Kommission der Ansicht, 
dass die Merkmale und Aspekte, auf die sich Italien und 
die 78 Beteiligten unter Erwägungsgrund (97) berufen 
haben und von denen sie selbst zugeben, dass sie nicht 
immer vorliegen, nicht per se die wirtschaftliche Natur der 
betroffenen Tätigkeiten ausschließen können. 

(104) Wie bereits erklärt, konnten nach Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe a der Gesetzesverordnung Nr. 203/2005 in 
ihrer durch die Gesetzesverordnung Nr. 223/2006 (in­
zwischen aufgehoben) geänderten Fassung, die in Arti­
kel 107 Absatz 1 Buchstabe i des ICI-Gesetzes aufgeführ­
ten Tätigkeiten gewerblicher Natur sein, vorausgesetzt sie 
waren nicht ausschließlich gewerblicher Natur. Das Rund­
schreiben vom 29. Januar 2009 hat eine Reihe von Vo­
raussetzungen für jede der in Artikel 7 Absatz 1 Buch­
stabe i aufgeführten Tätigkeiten ausgearbeitet, um fest­
zulegen, wann jede von ihnen als nicht ausschließlich 
gewerblicher Natur anzusehen war. Waren die in dem 
Rundschreiben aufgeführten Voraussetzungen erfüllt, 
wurden die nichtgewerblichen Einrichtungen von der 
ICI befreit, selbst wenn die von ihnen ausgeübten Tätig­
keiten auch wirtschaftliche Aspekte umfassten. Wie be­
reits in dem Verfahrenseröffnungsbeschluss festgestellt 
wurde, war die wichtigste Voraussetzung im Gesundheits­
sektor, dass die nichtgewerblichen Einrichtungen ein Ab­
kommen oder einen Vertrag mit den öffentlichen Behör­
den geschlossen hatten. Es ist klar, dass diese Vorausset­
zung nicht per se die wirtschaftliche Natur der betroffe­
nen Tätigkeiten ausschließen kann. Ähnlich war es im 
Bereich Bildung. Die Schule musste den Lehrstandards 
entsprechen, auch behinderten Schülern Zugang gewäh­
ren, Tarifverträge schließen, eine nicht diskriminierende 
Einschreibepraxis haben und Gewinne in die Bildungs­
tätigkeit reinvestieren. Wieder schließen diese Anforde­
rungen die wirtschaftliche Natur der auf diese Weise im 
Bereich der Bildung ausgeübten Tätigkeiten nicht aus. 
Kinos waren dazu verpflichtet, Filme kulturellen Interes­
ses, Filme mit einem Qualitätszertifikat oder Filme für 
Kinder zu zeigen. In Bezug auf das Wohnungswesen 
wurde gefordert, dass die Leistungen nicht der gesamten 
Öffentlichkeit offen stehen, sondern nur vorher festgeleg­
ten Personengruppen und dass die Dienstleitung nicht 
das ganze Jahr bereitgestellt wurde. Die Preise des Dienst­
leisters mussten auch deutlich unterhalb der Marktpreise 
liegen und die Einrichtung durfte nicht als normales Ho­
tel betrieben werden. Wieder schließen diese Vorausset­
zungen nicht die wirtschaftliche Natur der betroffenen 
Tätigkeiten aus.
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( 40 ) Siehe unter anderem Rechtssache C-41/90 Höfner, I-1979, Slg. 1979, 
Randnr. 21; Rechtssache C-222/04, Cassa di Risparmio di Firenze, I- 
289, Slg. 2006, Randnrn. 107 ff. 

( 41 ) Verbundene Rechtssachen 209/78 bis 215/78 und 218/78 Van 
Landewyck, 3125, Slg. 1980, Randnr. 21; Rechtssache C-244/94 
FFSA und Andere, I-4013, Slg. 1995; Rechtssache C-49/07 MOTOE, 
I-4863, Slg. 2008, Randnrn. 27 und 28.



(105) Die Kommission merkt auch an, dass die wirtschaftliche 
Natur solcher Tätigkeiten nicht per se ausgeschlossen ist, 
selbst wenn die Tätigkeiten in den meisten Fällen im 
Interesse der Öffentlichkeit ausgeübt werden. Selbst 
wenn eine Tätigkeit ein soziales Ziel hat, reicht das allein 
auf jeden Fall nicht aus, um auszuschließen, dass sie als 
wirtschaftliche Tätigkeit eingestuft wird. Darüber hinaus 
können nichtgewerbliche Einrichtungen tatsächlich eine 
verminderte Fähigkeit haben, Steuern zu zahlen, aber 
das bedeutet nicht das Fehlen einer wirtschaftlichen Tä­
tigkeit. Dieser Faktor hat keine Bedeutung für eine Im­
mobiliensteuer, die auf Immobilienbesitz basiert und 
keine anderen Elemente für die Fähigkeit zum Zahlen 
der Steuer berücksichtigt. 

(106) Angesichts der vorstehenden Erwägungen und da das 
Gesetz von 2005 selbst auch die ICI-Befreiung für Tätig­
keiten erlaubte, die gewerblicher Natur waren und da die 
Voraussetzungen, die in dem Rundschreiben festgelegt 
wurden und die von Italien bereitgestellten Auskünfte 
nicht ausreichen, um die wirtschaftliche Natur der aus­
geübten Tätigkeiten auszuschließen, ist die Kommission 
der Ansicht, dass die in Rede stehenden nichtgewerb­
lichen Einrichtungen soweit diese Tätigkeiten betroffen 
sind, als Unternehmen eingestuft werden müssen. Das 
gilt auch für die nichtgewerblichen Einrichtungen im 
Sinne von Artikel 149 Absatz 4 TUIR, denen tatsächlich 
gestattet wird, wirtschaftliche Tätigkeiten auszuüben. 
Diese letztgenannte Schlussfolgerung wird von den italie­
nischen Behörden nicht angefochten. 

(107) Auf jeden Fall ist die Kommission übereinstimmend mit 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs ( 42 ) der Ansicht, 
dass es, um eine Regelung als staatliche Beihilfe einzustu­
fen, nicht erforderlich ist, für jede einzelne Beihilfe, die 
unter der Regelung gewährt wurde, nachzuweisen, dass 
sie eine Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des 
Vertrags ist. Um die Schlussfolgerung zu ziehen, dass 
eine Regelung Elemente staatlicher Beihilfe im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 1 enthält, reicht es, dass es zu 
Situationen bei der Durchführung kommt, die eine Bei­
hilfe darstellen. Mutatis mutandis ist es folglich im Zu­
sammenhang mit dieser Entscheidung nicht erforderlich, 
die Natur jeder einzelnen der in Artikel 7 Absatz 1 Buch­
stabe i des Gesetzesdekrets Nr. 504/92 aufgeführten Tä­
tigkeiten zu betrachten. Wie bereits in Erwägungsgrund 
(104) gesagt, hat die Kommission tatsächlich festgestellt, 
dass einige der einzelnen Anwendungen der angefochte­
nen Beihilferegelung Unternehmen betrafen. 

(108) Angesichts der oben aufgeführten Erwägungen gelangt 
die Kommission zu der Schlussfolgerung, dass es keinen 
Grund gibt, von der Position abzuweichen, die sie in dem 
Verfahrenseröffnungsbeschluss eingenommen hat: die in 

Rede stehende Regelung umfasst auch wirtschaftliche Tä­
tigkeiten. Die besonderen Merkmale von mindestens ei­
niger der Tätigkeiten sind derart, dass die Kommission sie 
als wirtschaftlichen Tätigkeiten einstufen kann. Da die 
Empfänger der in Rede stehenden Maßnahmen wirt­
schaftliche Tätigkeiten ausüben können, können sie folg­
lich soweit diese Tätigkeiten betroffen sind, als Unterneh­
men eingestuft werden. 

6.2. Die ICI-Befreiung 

(109) In diesem Abschnitt untersucht die Kommission, ob die 
ICI-Befreiung, die nichtgewerblichen Einrichtungen ge­
mäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets 
Nr. 504/92 in der Fassung, die vor den durch die Ge­
setzesverordnung Nr. 1/2012 eingeführten Änderungen 
in Kraft war, gewährt wurde, vom Staat oder aus staatli­
chen Mitteln finanziert wurde; einen selektiven Vorteil 
verschafft hat; durch die Logik des italienischen Steuer­
systems gerechtfertigt war; den Handel zwischen den Mit­
gliedstaaten beeinträchtigt hat und den Wettbewerb ver­
fälscht hat oder zu verfälschen gedroht hat. 

6.2.1. Staatliche Mittel 

(110) Die Maßnahme umfasste die Verwendung von staatlichen 
Mitteln und den Verzicht auf Steuereinnahmen in Höhe 
der verringerten Steuerschuld. 

(111) Ein Verlust von Steuereinnahmen ist tatsächlich gleichbe­
deutend mit dem Verbrauch staatlicher Mittel in der 
Form von Steuerausgaben. Indem es Einrichtungen, die 
als Unternehmen eingestuft werden konnten, ermöglicht 
wurde, ihre Steuerlast durch Befreiungen zu verringern, 
verzichteten die italienischen Behörden auf Einnahmen, 
die ihnen ohne die Steuerbefreiung zugestanden hätten. 

(112) Aus diesen Gründen ist die Kommission der Ansicht, 
dass die in Rede stehende Maßnahme zum Verlust von 
staatlichen Mitteln geführt hat, da sie eine Steuerbefrei­
ung vorgesehen hat. 

6.2.2. Vorteil 

(113) Nach der Rechtsprechung umfasst der Begriff der Beihilfe 
nicht nur positive Leistungen, sondern auch Maßnahmen, 
die in verschiedener Form die Belastungen vermindern, 
die ein Unternehmen normalerweise zu tragen hat ( 43 ). 

(114) Da die Steuerbefreiung von der ICI die Belastungen ver­
minderte, die normalerweise zu den Betriebskosten jedes 
Unternehmens gehören, das in Italien Immobilien besitzt, 
gab sie den betroffenen Einrichtungen einen wirtschaftli­
chen Vorteil verglichen mit anderen Unternehmen, die 
keinen Anspruch auf diese Steuervorteile hatten.
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( 42 ) Siehe die Rechtssachen C-471/09 P bis C-473/09 P Diputación Foral 
de Álava und Andere/Kommission, noch nicht in der Slg. veröffent­
licht, Randnr. 98; siehe auch die verbundenen Rechtssachen C- 
71/09 P, C-73/09 P und C-76/09 P Comitato «Venezia vuole vivere»/ 
Kommission, noch nicht in der Slg. veröffentlicht, Randnr. 130 und 
die dort zitierte Rechtsprechung. 

( 43 ) Rechtssache C-143/99 Adria-Wien Pipeline, I-8365, Slg. 2001, 
Randnr. 38.



6.2.3. Selektivität 

(115) Damit eine Maßnahme eine staatliche Beihilfe darstellt, 
muss sie selektiv ( 44 ) in dem Sinn sein, dass sie bestimmte 
Unternehmen oder Produktionszweige begünstigt. Nach 
der geltenden Rechtsprechung ( 45 ) gilt Folgendes, damit 
eine interne Steuermaßnahme als „selektiv“ eingestuft 
wird: erstens ist es generell erforderlich, das allgemeine 
oder „normale“ Steuersystem, das in dem betreffenden 
Mitgliedstaat anwendbar ist, zu identifizieren und zu prü­
fen. Zweitens muss in Bezug auf dieses allgemeine oder 
„normale“ Steuersystem festgestellt werden, ob ein Steuer­
vorteil, der durch die in Rede stehende Maßnahme ge­
währt wurde, selektiv ist. Dies muss geschehen, indem 
nachgewiesen wird, dass die Maßnahme von diesem nor­
malen System abweicht, da sie Unterschiede zwischen 
den Wirtschaftsbeteiligten macht, die angesichts des 
durch dieses System verfolgten Ziels in einer vergleich­
baren sachlichen und rechtlichen Lage sind. Drittens, 
muss bei Vorliegen dieser Abweichung geprüft werden, 
ob sie von der Natur oder dem allgemeinen Aufbau des 
Steuersystems abhängt, dessen Teil sie ist und ob sie 
folglich durch die Natur oder den allgemeinen Aufbau 
des Systems, zu dem sie gehört, gerechtfertigt ist. In 
diesem Zusammenhang obliegt es dem Mitgliedstaat, zu 
zeigen, dass die unterschiedliche Steuerbehandlung direkt 
von der Natur oder dem allgemeinen Aufbau des Systems 
abgeleitet wird ( 46 ). 

a) R e f e r e n z s y s t e m 

(116) Die ICI war eine unabhängige Steuer, die jährlich an die 
Gemeinden entrichtet werden musste. In ihrem Verfah­
renseröffnungsbeschluss hat die Kommission die Schluss­
folgerung gezogen, dass das Referenzsystem für die Be­
wertung der ICI-Befreiung die kommunale Immobilien­
steuer selbst war. Weder Italien noch einer der anderen 
Beteiligten hat diese Schlussfolgerung angefochten. 

(117) Die Kommission kommt folglich zu dem Ergebnis, dass 
es keine Veranlassung gibt, ihre Position zu überprüfen, 
die sie in dem Verfahrenseröffnungsbeschluss angenom­
men hat, nämlich, dass das Referenzsystem die ICI selbst 
ist. 

b) A b w e i c h u n g v o n d e m R e f e r e n z s y s t e m 

(118) Gemäß dem ICI-Gesetz waren alle juristischen Personen 
im Besitz von Immobilien unabhängig von der Art der 
Nutzung der Immobilie immobiliensteuerpflichtig ( 47 ). In 
Artikel 7 waren die Immobilienkategorien aufgelistet, die 
von dieser Steuer befreit waren. 

(119) Die Kommission stellt fest, dass Artikel 7 Absatz 1 Buch­
stabe i der Gesetzesverordnung Nr. 504/92 von dem 
Referenzsystem abgewichen ist, auf dessen Grundlage 
jede Person im Besitz von Immobilien die ICI-Steuer zu 
entrichten hatte, unabhängig von der Nutzung der Im­
mobilie. Wie vorstehend gezeigt wurde, konnten die in 
Rede stehenden nichtgewerblichen Einrichtungen Tätig­
keiten einer gewerblichen Natur ausüben wie jedes andere 
Unternehmen, das ähnliche wirtschaftliche Tätigkeiten 
ausübte. Angesichts des Ziels, das mit dem ICI-Steuer­
system verfolgt wurde - d. h. die Besteuerung des Eigen­
tums an Immobilien durch die Gemeinden - befanden 
sich nichtgewerbliche Einrichtungen folglich in einer ver­
gleichbaren rechtlichen und tatsächlichen Situation wie 
die immobiliensteuerpflichtigen Unternehmen. 

(120) Gemäß den in dem Rundschreiben niedergelegten Be­
stimmungen hatten beispielsweise Kinos, die von nicht­
gewerblichen Einrichtungen auf einer nicht ausschließlich 
gewerblichen Basis betrieben wurden, Anspruch auf die 
ICI-Befreiung. Diese Dienstleistungen, die auf dem Markt 
auf einer strukturierten Grundlage und gegen Bezahlung 
angeboten wurden, stellen trotz allem wirtschaftliche Tä­
tigkeiten dar. Es ist unstreitig, dass in Fällen, in denen die 
in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i aufgeführten Tätigkei­
ten von nichtgewerblichen Einrichtungen ausgeübt wur­
den, diese Einrichten von der ICI-Befreiung für die Im­
mobilien profitierten, die für diese Tätigkeiten genutzt 
wurden, vorausgesetzt, dass die Mindestvoraussetzungen 
des Rundschreibens erfüllt wurden. Gewerbliche Einrich­
tungen kamen nicht in den Genuss derselben Steuerbe­
freiung, selbst wenn sie dieselben Tätigkeiten ausübten 
und die Voraussetzungen des Rundschreibens in Bezug 
auf die Art der Filme erfüllten. 

(121) Die Kommission gelangt damit zu dem Schluss, dass die 
ICI-Befreiung nach Artikel 1 Buchstabe i in der Fassung, 
die vor den durch die Gesetzesverordnung Nr. 1/2012 
eingeführten Änderungen in Kraft war, von dem Refe­
renzsystem abwich und eine selektive Maßnahme im 
Sinne der Rechtsprechung darstellte. 

c) R e c h t f e r t i g u n g d u r c h d i e N a t u r o d e r 
d e n a l l g e m e i n e n A u f b a u d e s S t e u e r ­
s y s t e m s 

(122) Da die Kommission der Ansicht ist, dass die in Rede 
stehende Steuerbefreiung selektiv ist, muss sie in Über­
einstimmung mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
feststellen, ob die Befreiung durch die Natur oder den 
allgemeinen Aufbau des Systems, zu dem sie gehört, 
gerechtfertigt ist. Eine Maßnahme, die von der Anwen­
dung des allgemeinen Steuersystems abweicht, kann 
durch die Natur oder den allgemeinen Aufbau des Steuer­
systems gerechtfertigt werden, wenn der betreffende Mit­
gliedstaat nachweisen kann, dass die Maßnahme direkt 
aus den Grund- oder Leitprinzipien seines Steuersystems 
resultiert.
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( 44 ) Siehe die Rechtssache C-66/02 Italien/Kommission, I-10901, Slg. 
2005, Randnr. 94. 

( 45 ) Siehe unter anderem Rechtssache C-88/03 Portugal/Kommission, I- 
7115, Slg. 2006, Randnr. 56; verbundene Rechtssachen C-78/08 
bis C-80/08 Paint Graphos, noch nicht veröffentlicht, Randnr. 49. 

( 46 ) Siehe Rechtssache C-143/99 Adria-Wien Pipeline GmbH und Wieters­
dorfer & Peggauer Zementwerke, I-8365, Slg. 2001, Randnr. 42. 

( 47 ) Artikel 1 und 3 des Gesetzesdekrets Nr. 504/92.



(123) Die italienischen Behörden sind gestützt von den 78 Be­
teiligten der Ansicht, dass die ICI-Befreiung die Anwen­
dung der Leitprinzipien des italienischen Steuersystems 
darstellt. Ihnen zufolge entspricht eine differenzierte Be­
handlung von Tätigkeiten, die einen hohen sozialen Wert 
darstellen und im öffentlichen Interesse erbracht werden 
der Logik des Steuersystems. Diese Tätigkeiten werden 
von dem Grundsatz der Solidarität inspiriert, der ein 
Grundprinzip sowohl des nationalen als auch des Ge­
meinschaftsrechts darstellt. Darüber hinaus teilen die be­
troffenen Einrichtungen bestimmte soziale Funktionen 
mit dem Staat. Die Gründe für die ICI-Befreiung basieren 
auf Artikel 2 und 3 der italienischen Verfassung, die die 
Erfüllung der Pflichten politischer, wirtschaftlicher und 
sozialer Solidarität gegenüber dem Staatsbürger fordern 
sowie auf Artikel 38, der jedem Staatsbürger, dem die 
zum Lebensunterhalt erforderlichen Mittel fehlen, An­
spruch auf Unterhalt und Fürsorge gewährt. 

(124) Diesbezüglich ist die Kommission der Ansicht, dass die 
italienischen Behörden nicht nachgewiesen haben, dass 
die in Rede stehende Maßnahme direkt von den Grund- 
oder Leitprinzipien des italienischen Steuersystems resul­
tiert. Die Artikel der italienischen Verfassung, auf die sich 
Italien beruft, verweisen eigentlich nicht auf ein Leitprin­
zip des italienischen Steuersystems, sondern lediglich auf 
die allgemeinen Prinzipien der sozialen Solidarität. 

(125) Zweitens merkt die Kommission an, dass die mit staatli­
chen Maßnahmen verfolgte Zielsetzung nicht genügt, um 
sie von vornherein von der Einstufung als „Beihilfe“ im 
Sinne von Artikel 107 des Vertrags auszunehmen ( 48 ). 
Wie der Gerichtshof bei zahlreichen Gelegenheiten ent­
schieden hat, unterscheidet Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
nämlich nicht nach den Gründen oder Zielen der staat­
lichen Maßnahmen, sondern beschreibt diese nach ihren 
Wirkungen ( 49 ). Angesichts der oben aufgeführten Erwä­
gungen stellt die Kommission darüber hinaus fest, dass 
eine soziale Zielsetzung und das Ausüben von Tätigkei­
ten im öffentlichen Interesse nicht genügen, um eine 
Maßnahme von der Einstufung als „Beihilfe“ auszuneh­
men. 

(126) Drittens stellt die Kommission auch - wie bereits gesagt - 
fest, dass eine Maßnahme, die eine Ausnahme zur An­
wendung eines allgemeinen Steuersystems darstellt, ge­
rechtfertigt sein kann, wenn sie direkt aus den Grund- 
oder Leitprinzipien des (Referenz)Steuersystems resultiert, 
in diesem Fall dem ICI. In diesem Zusammenhang ist, 
wie in Randnummer 26 der Mitteilung der Kommission 

über die Anwendung der Vorschriften über staatliche Bei­
hilfen auf Maßnahmen im Bereich der direkten Unter­
nehmenssteuerung ( 50 ) festgestellt wird, zu unterscheiden 
zwischen den externen Zielen, die einer bestimmten Steu­
erregelung zugewiesen werden - z. B. soziale oder regio­
nale Ziele - einerseits und den dem Steuersystems zu­
grunde liegenden Zielen andererseits. Demzufolge kön­
nen Steuerbefreiungen, denen ein Ziel zugrunde liegt, 
das dem Besteuerungssystem, in das sie sich einfügen, 
fremd ist, den Anforderungen des Artikels 107 Absatz 
1 des Vertrags nicht entgehen ( 51 ). Der eigentliche Zweck 
des in Rede stehenden Steuersystems besteht in der Er­
zielung von Einnahmen zur Finanzierung der Staatsaus­
gaben ( 52 ) durch die Besteuerung des Immobilienbesitzes. 
Folglich ist die Kommission der Ansicht, dass die sozialen 
Ziele, die von unter die ICI-Befreiung fallenden Einrich­
tungen verfolgt werden, nicht der Logik des ICI-Steuer­
systems entsprechen und folglich nicht geltend gemacht 
werden können, um die Selektivität der Maßnahme prima 
facie zu rechtfertigen. 

(127) Viertens muss entsprechend der Rechtsprechung ( 53 ) bei 
der Prüfung, ob eine Maßnahme durch die Natur oder 
den allgemeinen Aufbau des nationalen Systems gerecht­
fertigt ist, dessen Teil sie ist, nicht nur festgestellt werden, 
ob die Maßnahme ein fester Bestandteil der Grundprin­
zipien des in dem betreffenden Mitgliedstaat anzuwen­
denden Steuersystems ist, sondern auch, ob sie die 
Grundsätze der Konsistenz und Proportionalität einhält. 
Da die in Rede stehende Maßnahme jedoch nicht direkt 
aus den Grundprinzipien des Referenzsteuersystems re­
sultiert, hält es die Kommission für überflüssig, das Kon­
trollsystem zu analysieren, das von Italien eingerichtet 
wurde, um die Einhaltung mit den Voraussetzungen für 
die ICI-Befreiung für nichtgewerbliche Einrichtungen si­
cherzustellen, wie sie von den italienischen Behörden be­
schrieben wurden. Die differenzierte steuerliche Behand­
lung nichtgewerblicher Einrichtungen, die durch die in 
Rede stehende Maßnahme eingeführt wurde, ist im Sinne 
der Logik des Steuersystems jedenfalls weder notwendig 
noch verhältnismäßig. 

(128) Angesichts der Erwägungsgründe (122) bis (127) zieht 
die Kommission die Schlussfolgerung, dass die selektive 
Natur der in Rede stehenden Steuermaßnahme nicht 
durch die Logik des Steuersystems gerechtfertigt wird. 
Folglich muss gesehen werden, dass die angefochtene 
Maßnahme nichtgewerblichen Einrichtungen, die beson­
dere Tätigkeiten ausüben, einen selektiven Vorteil ver­
schafft.
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( 48 ) Verbundene Rechtssachen C-78/08 bis C-80/08 Paint Graphos, 
Randnr. 67; siehe auch Rechtssache C-487/06 British Aggregates/ 
Kommission, I-10505, Slg. 2008, Randnr. 84 und die dort zitierte 
Rechtsprechung. 

( 49 ) Rechtssache C-487/06 British Aggregates/Kommission, I–10505, Slg. 
2008, Randnr. 85. 

( 50 ) ABl. C 384 vom 10.12.1998, S. 3. 
( 51 ) Verbundene Rechtssachen C-78/08 bis C-80/08 Paint Graphos, 

Randnr. 70. 
( 52 ) Siehe Randnummer 26 der Mitteilung der Kommission über die 

Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf Maßnah­
men im Bereich der direkten Unternehmenssteuerung. 

( 53 ) Verbundene Rechtssachen C-78/08 bis C-80/08 Paint Graphos, 
Randnrn. 73 ff.



6.2.4. Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitglied­
staaten und Wettbewerbsverfälschung 

(129) Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags verbietet Beihilfen, die 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen und 
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen. 
Gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs ( 54 ) muss 
die Kommission zur Einstufung einer nationalen Maß­
nahme als staatliche Beihilfe nicht feststellen, dass sich 
die in Rede stehende Beihilfe tatsächlich auf den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten auswirkt und dass der 
Wettbewerb tatsächlich verfälscht wird, sondern sie 
muss nur prüfen, ob die Beihilfe diesen Handel beein­
trächtigen und den Wettbewerb verzerren kann. Es sollte 
auch angemerkt werden, dass es, wie es in dem vorste­
henden Erwägungsgrund (107) erklärt ist, um eine Rege­
lung als staatliche Beihilfe einzustufen, nicht erforderlich 
ist, für jede einzelne Beihilfe, die nach der Regelung ge­
währt wurde, nachzuweisen, dass sie eine Beihilfe im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags ist. Um 
die Schlussfolgerung zu ziehen, dass eine Regelung Ele­
mente staatlicher Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Ab­
satz 1 enthält, reicht es für diese Zwecke, dass es zu 
Situationen bei der Durchführung kommt, die eine Bei­
hilfe darstellen. 

(130) Was speziell die Voraussetzung angeht, dass der Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt sein muss, ergibt 
sich aus der Rechtsprechung, dass es in Bezug auf die 
Gewährung einer Beihilfe durch einen Mitgliedstaat in 
Form einer Steuererleichterung für einige seiner Steuer­
pflichtigen als wahrscheinlich angesehen werden muss, 
dass dies Auswirkungen auf den Handel hat und folglich, 
dass die Voraussetzung erfüllt wird, wenn diese Steuer­
pflichtigen eine wirtschaftliche Tätigkeit in dem Wirt­
schaftszweig ausüben oder wenn es denkbar ist, dass 
sie im Wettbewerb mit anderen Wirtschaftstätigen in an­
deren Mitgliedstaaten stehen ( 55 ). Wenn darüber hinaus 
eine von einem Mitgliedstaat gewährte Beihilfe die Posi­
tion eines Unternehmens im Vergleich mit anderen im 
Handel innerhalb der Union konkurrierenden Unterneh­
men stärkt, sind die letztgenannten durch diese Beihilfe 
beeinträchtigt. Außerdem ist es nicht erforderlich, dass 
das Empfängerunternehmen selbst am Handel innerhalb 
der Union beteiligt ist. Wenn ein Mitgliedstaat einem 
Unternehmen eine Beihilfe gewährt, kann das dazu füh­
ren, dass die Tätigkeit dieses Unternehmens auf dem 
innerstaatlichen Markt aufrechterhalten oder verstärkt 
wird, so dass die Gelegenheiten für Unternehmen in an­
deren Mitgliedstaaten vermindert werden, Fuß auf dem 
Markt dieses Mitgliedstaates zu fassen. 

(131) Bezug nehmend auf die Voraussetzung der Wettbewerbs­
verfälschung sollte berücksichtigt werden, dass Beihilfen, 
die ein Unternehmen von den Kosten befreien sollen, die 
es normalerweise im Rahmen seiner laufenden Geschäfts­
führung oder seiner üblichen Tätigkeiten zu tragen ge­
habt hätte, grundsätzlich die Wettbewerbsbedingungen 
verfälschen ( 56 ). 

(132) Die italienischen Behörden haben diesbezüglich keine 
Stellungnahme abgegeben. Einige der 78 Beteiligten 
sind der Ansicht, dass die ICI-Befreiung angesichts der 
besonderen Merkmale der Beihilfeempfänger und der 
Art, in der sie die Tätigkeit ausüben, aufgrund deren sie 
die Befreiung erhalten, nicht dazu in der Lage ist, sich 
deutlich auf den Handel auszuwirken oder den Wett­
bewerb zu verfälschen. 

(133) Die Kommission kann den von diesen Beteiligten vor­
gebrachten Ansichten nicht zustimmen, nach denen die 
in Rede stehende Befreiung, die nichtgewerblichen Ein­
richtungen gewährt wurde, die auf örtlicher Ebene arbei­
ten, keine deutlichen Auswirkungen auf den Handel hatte 
und den Wettbewerb nicht verfälschte. Nach ständiger 
Rechtsprechung ist nämlich für eine Beeinträchtigung 
des Handels nur die Feststellung erforderlich, dass das 
begünstigte Unternehmen auf einem Markt tätig ist, der 
dem Wettbewerb offen steht (Einfuhr oder Ausfuhr von 
Gütern oder grenzüberschreitende Erbringung von 
Dienstleistungen) ( 57 ). Es ist unerheblich, ob die beein­
trächtigten Märkte lokal, regional, national oder unions­
weit sind. Tatsächlich ist nicht die Festlegung der sub­
stantiell und geografisch relevanten Märkte entscheidend, 
sondern die mögliche Beeinträchtigung des Handels in­
nerhalb der Union. Weder der verhältnismäßig geringe 
Umfang einer Beihilfe noch die verhältnismäßig geringe 
Größe des begünstigten Unternehmens schließt von 
vornherein die Möglichkeit einer Beeinträchtigung des 
Handels zwischen Mitgliedstaaten aus ( 58 ). Tatsächlich 
schließen weder die unbedeutende Höhe der Beihilfe 
noch die geringe Größe des begünstigten Unternehmens 
das Vorliegen der Beihilfe aus ( 59 ).

DE L 166/40 Amtsblatt der Europäischen Union 18.6.2013 

( 54 ) Rechtssache C-372/97 Italien/Kommission, I-3679, Slg. 2004, 
Randnr. 44; Rechtssache C-148/04 Unicredito Italiano, I-11137, 
Slg. 2005, Randnr. 54; Rechtssache C-222/04 Cassa di Risparmio 
di Firenze, I-289, Slg. 2006, Randnr. 140; verbundene Rechtssachen 
C-78/08 bis C-80/08 Paint Graphos, noch nicht veröffentlicht, 
Randnr. 78; Rechtssache T-303/10 Wam Industriale Spa/Kommission, 
noch nicht veröffentlicht, Randnrn. 25 ff. 

( 55 ) Siehe Rechtssache C-88/03 Portugal/Kommission, Randnr. 91 und 
Rechtssache C-172/03 Heiser, I-1627, Slg. 2005, Randnr. 35; 
Rechtssache C-494/06 P, Kommission/Wam, I-3639, Slg. 2009, 
Randnr. 51. 

( 56 ) Siehe Rechtssache C-156/98 Deutschland/Kommission, I-6857, Slg. 
2000, Randnr. 30, und Heiser, Randnr. 55. 

( 57 ) Siehe Rechtssache T-298/97 Alzetta, II-2319, Slg. 2000, Randnrn. 
93 ff. 

( 58 ) Siehe Rechtssache C-142/87 Belgien/Kommission, I-959, Slg. 1990, 
‘Tubemeuse’, Randnr. 43; verbundene Rechtssachen C-278/92 bis C- 
280/92 Spanien/Kommission, I-4103, Slg. 1994, Randnr. 42 und 
Rechtssache C-280/00 Altmark Trans und Regierungspräsidium Mag­
deburg, I-7747, Slg. 2003, Randnr. 81. 

( 59 ) Rechtssache T-171/02 Sardinien/Kommission, II-2123, Slg. 2005, 
Randnrn. 86 ff.; Rechtssache C-113/00 Spanien/Kommission, I-7601, 
Slg. 2002, Randnr. 30; Rechtssache T-288/97, Friuli Venezia Giulia/ 
Kommission, II-1169, Slg. 2001, Randnrn. 44 und 46.



(134) In der in Rede stehenden Rechtssache merkt die Kommis­
sion an, dass zumindest einige der Sektoren, die in den 
Genuss der ICI-Befreiung kommen, wie Wohnungswesen 
und Gesundheit, dem innergemeinschaftlichen Wett­
bewerb und Handel ausgesetzt waren und sind. Bezug 
nehmend auf die in Rede stehende Maßnahme ist die 
Kommission der Ansicht, dass die in der Rechtsprechung 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind, da die Maß­
nahme in Bezug auf die Finanzierung der Tätigkeiten 
der betroffenen Einrichtungen einen Vorteil bietet, indem 
sie diese Einrichtungen von Kosten befreit, die sie nor­
malerweise hätten tragen müssen. Die Maßnahme ver­
fälscht folglich den Wettbewerb. 

(135) Deshalb zieht die Kommission die Schlussfolgerung, dass 
die in Rede stehende Maßnahme den Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten beeinträchtigt und den Wettbewerb 
im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags ver­
fälscht. 

6.2.5. Schlussfolgerung in Bezug auf die Einstufung der an­
gefochtenen Maßnahme 

(136) Angesichts der oben aufgeführten Erwägungen zieht die 
Kommission die Schlussfolgerung, dass die in Rede ste­
hende Maßnahme alle Voraussetzungen aus Artikel 107 
Absatz 1 des Vertrags erfüllt und folglich als staatliche 
Beihilfe betrachtet werden sollte. 

6.2.6. Die Einstufung der Maßnahme als neue Beihilfe 

(137) In ihrem Verfahrenseröffnungsbeschluss hat die Kommis­
sion die Ansicht vertreten, dass die ICI-Befreiung gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 
504/92 eine neue Beihilfe darstellte. Die ICI-Steuer, eine 
jährlich an die Gemeinden zu entrichtende Steuer, wurde 
1992 eingeführt. Sie war der Kommission nicht angemel­
det und von dieser nicht genehmigt worden. Die Befrei­
ung fand auf ein breites Spektrum an Tätigkeiten Anwen­
dung, die zur Zeit der Einführung der Befreiung für den 
Wettbewerb offen waren. 

(138) Italien bringt vor, dass der von der Kommission bei dem 
Verfahrenseröffnungsbeschluss gewählte Ansatz falsch ist 
und dass die ICI-Befreiung als bestehende Beihilfe einge­
stuft werden sollte, wenn sie überhaupt als Beihilfe an­
gesehen wird. Italien bringt vor, dass die ICI die logische 
legislative Fortsetzung von den früheren Immobiliensteu­
ern darstellt, so dass die formale und substanzielle Kon­
tinuität gegeben ist. Die Befreiung von Immobilien, die 
für besondere Zwecke mit einem hohen sozialen Wert 
genutzt werden, war schon immer ein grundlegender 

Bestandteil aller seit 1931 eingeführten Immobiliensteu­
ern; lange vor dem Inkrafttreten des EG-Vertrags. 

(139) Die italienischen Behörden bringen vor, dass die Antwor­
ten der Kommission an die Beschwerdeführer in Bezug 
auf die ICI-Befreiung, von denen auch die italienischen 
Behörden informell unterrichtet wurden, ein berechtigtes 
Vertrauen auf Seiten der nichtgewerblichen Einrichtungen 
in Bezug auf die Vereinbarkeit der ICI-Befreiung mit dem 
Gemeinschaftsrecht geschaffen haben. 

(140) Italien hat eine detaillierte Beschreibung der Immobilien­
steuern vorgelegt, die vor der ICI in Kraft waren. Im Jahr 
1931 führte Italien im lokalen Einheitsfinanzgesetz die 
besondere und allgemeine Verbesserungsabgabe ein. Da­
rauf wurde im Jahr 1963 durch das Gesetz Nr. 246 vom 
5. März 1963 eine Steuer auf die Wertsteigerung von 
Bauflächen eingeführt. Schließlich wurde durch das Präsi­
dialdekret Nr. 643 vom 26. Oktober 1972 die Wert­
zuwachssteuer auf Immobilien (die sogenannte INVIM) 
eingeführt. Bei der Berechnung der besonderen und all­
gemeinen Verbesserungsabgabe wurde der Wertzuwachs 
auf Immobilien berücksichtigt. Ähnlich zielte auch die 
Steuer von 1963 auf den Vermögenszuwachs von Bau­
flächen ab. Dieser Wertzuwachs wurde auch bei der 
Übertragung von Grundbesitz durch eine inter vivos Ur­
kunde und generell jeweils am Ende einer 10-jährigen 
Eigentumsperiode an der Immobilie besteuert. Die 1972 
eingeführte INVIM ersetzte sowohl die Steuer von 1931 
als auch die von 1963. Nach dem INVIM-Gesetz war der 
Steuerpflichtige der das Entgelt entrichtende Zedent oder 
der Zessionar, der keine Kosten zu tragen hatte. Die 
Steuer war jedenfalls alle zehn Jahre fällig. Die INVIM 
wurde mit der Einführung der ICI abgeschafft. Nach An­
sicht Italiens zeigt diese Analyse die enge Kontinuität 
zwischen den verschiedenen Instrumenten der Immobi­
liensteuern, die seit 1931 verwendet wurden. Italien 
merkt auch an, dass die Bestimmungen zur Befreiung 
von der Immobiliensteuer stets die Art der Tätigkeit be­
rücksichtigt haben, die von den Einrichtungen ausgeübt 
wurden, die Anspruch auf die Befreiung hatten. Die Tat­
sache, dass die Kategorien von befreiten Empfängern im 
Laufe der Jahre zugenommen haben, liegt einfach an der 
Tatsache, dass die Bandbreite an Einrichtungen gewach­
sen ist, die Tätigkeiten sozialen Interesses ausüben. 

(141) Die Argumente der italienischen Behörden überzeugen 
die Kommission nicht. Erstens weist die Kommission da­
rauf hin, dass die ICI ganz anders als die früheren Im­
mobiliensteuern ist, die sie ersetzt. Auf jeden Fall gibt es 
eine Reihe substanzieller Unterscheide zwischen der ICI 
und früheren Immobiliensteuern in Bezug auf den Steuer­
pflichtigen, die Steuerbemessungsgrundlage und die 
Gründe für die Pflicht zur Entrichtung dieser Steuern.
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Bis zur Einführung der ICI wurden die Immobiliensteuern 
beispielsweise auf den Wertzuwachs errechnet, während 
die ICI auf der Grundlage des Katasterwerts der Immobi­
lie berechnet wurde. Darüber hinaus musste die INVIM 
von dem das Entgelt entrichtenden Zedenten oder von 
dem Zessionar, der keine Kosten zu tragen hatte, bezahlt 
werden. Die ICI musste von jeder natürlichen oder juris­
tischen Person mit Immobilienbesitz entrichtet werden. 
Schließlich wurde die INVIM grundsätzlich alle zehn 
Jahre bezahlt und die ICI musste jedes Jahr bezahlt wer­
den. Aus diesen Feststellungen hat die Kommission den 
Schluss gezogen, dass die im Laufe der Zeit insbesondere 
durch das ICI-Gesetz eingeführten Änderungen, den Kern 
der ursprünglichen Regelung betreffen und nicht von 
dieser getrennt werden können, so dass die ursprüngliche 
Regelung in eine neue Beihilferegelung umgewandelt 
wurde ( 60 ). Es gibt keinen Grund für die Kommission, 
ihre in dem Verfahrenseröffnungsbeschluss eingenom­
mene Position zu überprüfen. Sie bestätigt, dass die ICI- 
Befreiung eine neue Beihilfe darstellt. 

(142) In Bezug auf die mutmaßliche Genehmigung der ICI- 
Maßnahme merkt die Kommission an, dass die in Rede 
stehende Beihilfe niemals durch die Kommission oder 
den Rat genehmigt wurde. Wäre dies der Fall gewesen, 
wäre sie gemäß Artikel 1 Buchstabe b Satz ii der Ver­
ordnung (EG) Nr. 659/1999 als bestehende Beihilfe be­
trachtet worden. Schreiben, die die vorläufige Bewertung 
der Kommission enthalten und die den Beschwerdefüh­
rern im Zusammenhang mit dem Verwaltungsverfahren 
vor dem Verfahrenseröffnungsbeschluss gesendet wurden, 
können nicht mit Beschlüssen der Kommission gleichge­
setzt werden. Tatsächlich kann eine Maßnahmen unter 
Artikel 1 Buchstabe b Satz ii nur dann als bestehende 
Beihilfe gewertet werden, wenn die Beihilfe bereits durch 
einen ausdrücklichen Beschluss von der Kommission 
oder vom Rat genehmigt wurde. Jedenfalls wurde das 
Scheiben, das den Beschwerdeführern am 15. Februar 
2010 zugesandt wurde, von zwei Beschwerdeführern 
vor dem Gericht angefochten. Es wurde nicht rechtskräf­
tig. Diese Klagen wurden erst nach dem Verfahrenseröff­
nungsbeschluss zurückgezogen. Entsprechend zieht die 
Kommission die Schlussfolgerung, dass bei Nichtvorlie­
gen eines Beschlusses der Kommission oder des Rates, 
Artikel 1 Buchstabe b Satz ii der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 keine Anwendung findet. Folglich kann die in 
Rede stehende Beihilfe nicht als bestehende Beihilfe an­
gesehen werden kann - im Gegenteil, sie stellt eine neue 
Beihilfe dar. 

6.2.7. Vereinbarkeit 

(143) In dem Verfahrenseröffnungsbeschluss hat die Kommis­
sion die Ansicht geäußert, dass die in Rede stehende 
Beihilferegelung für die in Artikel 107 Absatz 2 und 3 
des Vertrags niedergelegten Ausnahmen nicht in Frage 
kommt und dass die italienischen Behörden nicht nach­
gewiesen haben, dass die Beihilfe als vereinbar mit Arti­
kel 106 Absatz 2 des Vertrags erklärt werden könnte. 

(144) Im Laufe des Verfahrens haben die italienischen Behörden 
keine Argumente vorgebracht, die zeigen, dass die Aus­
nahmen in Artikel 107 Absatz 2 und 3 und in Arti­
kel 106 Absatz 2 auf die in Rede stehende Regelung 
angewendet werden können. Einige der 78 Beteiligten 
haben die Ansicht vertreten, dass die Regelung vereinbar 
mit Artikel 106 Absatz 2 und Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c ist. Ihrer Meinung nach war die Befreiung 
erforderlich für die Tätigkeiten, die im öffentlichen Inte­
resse, basierend auf dem Grundsatz der Solidarität, aus­
geübt wurden. Die zwei Beschwerdeführer sind der An­
sicht, dass keine der im Vertrag niedergelegten Ausnah­
men des Vertrags anwendbar ist. 

(145) Die Kommission vertritt die Meinung, dass die in Arti­
kel 107 Absatz 2 vorgesehenen Ausnahmen, die Beihil­
fen sozialer Art an einzelne Verbraucher, Beihilfen zur 
Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen 
oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse entstanden 
sind und Beihilfen, die bestimmten Gebiete der Bundes­
republik Deutschland gewährt werden, in diesem Fall 
keine Anwendung finden. 

(146) Dasselbe gilt für die Ausnahme aus Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a, die Beihilfen zur Förderung der wirtschaft­
lichen Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebens­
haltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche 
Unterbeschäftigung herrscht, sowie der in Artikel 349 
genannten Gebiete unter Berücksichtigung ihrer struktu­
rellen, wirtschaftlichen und sozialen Lage genehmigt. Es 
kann auch nicht in Betracht gezogen werden, dass die in 
Rede stehende Maßnahme wichtige Vorhaben von ge­
meinsamem europäischem Interesse fördern oder zur Be­
hebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben 
Italiens dienen könne, wie es in Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe b vorgesehen ist. 

(147) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c können Beihilfen 
zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszwei­
ge, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer 
Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zu­
widerläuft, als vereinbar angesehen werden. Die Kommis­
sion hat jedoch keine sachlichen Auskünfte erhalten, die 
ihr die Bewertung ermöglichen, ob die durch die in Rede 
stehende Maßnahme gewährte Steuerbefreiung im Zu­
sammenhang mit besonderen Investitionen oder Vor­
haben steht, die gemäß den Vorschriften und Leitlinien 
der EU beihilfeberechtigt sind oder andernfalls direkt mit 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c vereinbar sind. Folglich 
kann die Kommission der Meinung der Beteiligten nicht 
zustimmen, die die Vereinbarkeit der Maßnahme gemäß 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c auf der Grundlage 
geltend machen, dass nichtgewerblichen Einrichtungen 
erlaubt werden muss, Tätigkeiten auszuüben, die auf
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( 60 ) Verbundene Rechtssachen T-195/01 und T-207/01 Government of 
Gibraltar v Commission, II-2309, Slg. 2002, Randnr. 111.



dem Grundsatz der Solidarität basieren und eine hohe 
soziale Funktion haben. Insbesondere angesichts der Art 
des Vorteils, der einfach mit der Höhe der Steuerpflicht 
für Immobilienbesitz verknüpft ist, kann nicht festgestellt 
werden, dass es notwendig und angemessen ist, das Ziels 
des allgemeinen Interesses in jedem Einzelfall zu verwirk­
lichen. Folglich vertritt die Kommission die Ansicht, dass 
die in Rede stehende Maßnahme nach keiner der Leit­
linien, die auf Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c basieren, 
als vereinbar angesehen werden kann. 

(148) Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe d sieht vor, dass Bei­
hilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des 
kulturellen Erbes, soweit sie die Handels- und Wett­
bewerbsbedingungen in der Union nicht in einem Maß 
beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zuwider­
läuft, als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen wer­
den können. In dem Verfahrenseröffnungsbeschluss hat 
die Kommission die Ansicht vertreten, dass im Fall eini­
ger Einrichtungen wie nichtgewerblicher Einrichtungen, 
die ausschließlich Tätigkeiten in den Bereichen, Bildung, 
Kultur und Erholung ausüben, nicht a priori ausgeschlos­
sen werden konnte, dass ihre Zielsetzung die Förderung 
von Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes ist 
und dass sie folglich unter Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe d fallen könnten. Weder Italien noch einer der 
Beteiligten hat der Kommission jedoch Auskünfte erteilt, 
die die Vereinbarkeit der in Rede stehenden Maßnahme 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe d für einige Ein­
richtungen hätten belegen können ( 61 ). Auch in diesem 
Zusammenhang macht es gerade die Natur des Vorteils 
unmöglich, in Betracht zu ziehen, dass die Beihilfe in 
jedem Fall notwendig und verhältnismäßig ist. 

(149) Schließlich hat die Kommission in ihrem Verfahrenseröff­
nungsbeschluss nicht ausgeschlossen, dass einige der von 
der in Rede stehenden Maßnahme begünstigten Tätigkei­
ten gemäß dem italienischen Recht als Dienstleistungen 
allgemeinen wirtschaftlichen Interesses im Sinne von Ar­
tikel 106 Absatz 2 des Vertrags und der Rechtsprechung 
in der Rechtssache Altmark eingestuft werden könnten. 
Einige der Beteiligten waren der Ansicht, die Kommission 
sollte die Maßnahme im Sinne von Artikel 106 Absatz 2 
bewerten. Sie erteilten jedoch keine für die Analyse ein­
schlägigen Auskünfte. Die zwei Beteiligten sind der An­
sicht, dass die Maßnahme nicht die Kriterien der 

Rechtsprechung in der Rechtssache Altmark erfüllt. Da 
jedoch weder Italien noch die Beteiligten Auskünfte er­
teilten, die es der Kommission ermöglicht hätten, die 
Maßnahme im Sinne von Artikel 106 Absatz 2 zu be­
werten, zieht die Kommission die Schlussfolgerung, dass 
die Feststellung nicht möglich ist, ob eine der in Rede 
stehenden Tätigkeiten als Dienstleistungen allgemeinen 
wirtschaftlichen Interesses im Sinne dieses Artikels einge­
stuft werden kann. Wieder ist es nicht möglich festzustel­
len, ob die Beihilfe in jedem einzelnen Fall notwendig 
und angemessen ist, um die durch die Erfüllung der ge­
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen oder bei der Aus­
übung von Dienstleistungen allgemeinen wirtschaftlichen 
Interesses verursachten Kosten zu decken. 

(150) Angesichts dieser Erwägungen zieht die Kommission die 
Schlussfolgerung, dass die in Rede stehende Beihilferege­
lung nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar ist. 

6.3. Artikel 149 Absatz 4 TUIR 

(151) In dem Verfahrenseröffnungsbeschluss vertrat die Kom­
mission die Ansicht, dass die in Rede stehende Maß­
nahme eine staatliche Beihilfe darzustellen schien. Im 
folgenden Abschnitt prüft die Kommission, ob Arti­
kel 149 Absatz 4 TUIR eine staatliche Beihilfe im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags darstellt. 

(152) Die italienischen Behörden haben erklärt, dass Artikel 149 
Absatz 2 TUIR eine nicht erschöpfende Aufzählung von 
Parametern enthält, die berücksichtigt werden kön­
nen ( 62 ), um die gewerbliche Natur einer Einrichtung zu 
bewerten. Sollte mindestens eine dieser Voraussetzungen 
erfüllt sein, bedeutet das nicht den automatischen Entzug 
des nichtgewerblichen Status der Einrichtung (da diese 
Parameter nicht als gesetzliche Vermutungen angesehen 
werden können), sondern gibt stattdessen einen Hinweis 
auf die möglicherweise gewerbliche Natur der von der 
Einrichtung ausgeübten Tätigkeit. In Bezug auf kirchliche 
Einrichtungen des bürgerlichen Rechts hat Italien darauf 
hingewiesen, dass das Rundschreiben des Amtes für Ein­
nahmen Nr. 124/E vom 12. Mai 1998 erklärt hat, dass
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( 61 ) In ihren Anmerkungen zu den Stellungnahmen Beteiligter haben die 
italienischen Behörden geltend gemacht, dass Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe d des Vertrags theoretisch nur auf einige der in Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe i aufgeführten Tätigkeiten anwendbar sein 
könnte. Es wurden jedoch keine weiteren Argumente zur Stützung 
vorgebracht. ( 62 ) Siehe Fußnote 12.



kirchliche Einrichtungen nur dann in den Genuss der 
nichtgewerblichen Einrichtungen gewährten Steuerbe­
handlung gelangen können, wenn die Ausübung gewerb­
licher Tätigkeiten nicht ihr vorrangiges Ziel ist. Kirchliche 
Einrichtungen des bürgerlichen Rechts müssen jedenfalls 
institutionellen Tätigkeiten einer vorwiegend idealisti­
schen Überzeugung den Vorrang einräumen. Deshalb 
schließt Artikel 149 Absatz 4 TUIR einfach die Anwen­
dung der besonderen Zeit- und Wirtschaftsparameter aus 
Artikel 149 Absatz 1 und 2 auf kirchliche Einrichtungen 
und Amateursportvereine aus, schließt jedoch nicht aus, 
dass diesen Einrichtungen ihr nichtgewerblichen Status 
entzogen wird. 

(153) Die italienischen Behörden haben betont, dass die Maß­
nahme darauf abzielt, die ausschließliche Zuständigkeit 
des CONI (das Italienische Nationale Olympische Ko­
mitee) für Amateursportverbände aufrecht zu erhalten 
und des Innenministeriums für kirchliche Einrichtungen. 

(154) Gesetz Nr. 222 vom 20. Mai 1985 zur Umsetzung der 
internationalen Abkommen zwischen Italien und dem 
Heiligen Stuhl regelt insbesondere in Bezug auf kirchliche 
Einrichtungen unter anderem die dem Innenministerium 
erteilten Befugnisse. Italien hat betont, dass das Innen­
ministerium die ausschließliche Kompetenz sowohl für 
die Anerkennung als auch die Aberkennung des bürger­
rechtlichen Status von kirchlichen Einrichtungen hat ( 63 ). 
Deshalb bestätigt Artikel 149 Absatz 4 TUIR diese aus­
schließliche Kompetenz, indem er die implizite Aberken­
nung des bürgerrechtlichen Status der kirchlichen Ein­
richtungen durch die Steuerbehörden verhindert. Wenn 
das Innenministerium den bürgerrechtlichen Status einer 
kirchlichen Einrichtung entzöge, würde sie den Status 
einer nichtgewerblichen Einrichtung verlieren und könnte 
nicht länger in den Genuss der Steuerbehandlung gelan­
gen, die auf nichtgewerbliche Einrichtungen anwendbar 
ist. Nach Präsidialdekret Nr. 361/2000 kontrolliert das 
Innenministerium durch die „Prefetti“ auch, dass die kirch­
lichen Einrichtungen die Voraussetzungen für die Beibe­
haltung ihres bürgerrechtlichen Status weiterhin erfüllen. 

(155) In Bezug auf Amateursportvereine hat Italien bestätigt, 
dass das CONI die einzige Einrichtung ist, die kontrollie­
ren kann, dass die Vereine auch tatsächlich Tätigkeiten 
im Bereich des Sports ausüben. Die italienischen Behör­
den haben auch klargestellt, dass Amateursportvereinen 
ihr nichtgewerblicher Status entzogen werden kann, 
wenn das CONI die Schlussfolgerung zieht, dass sie nicht 
die Tätigkeiten eines Amateursportvereins ausüben. Ama­
teursportvereine müssen ihre Steuerdaten unter Verwen­
dung des besonderen EAS-Formulars ( 64 ) übermitteln. 

Üben sie jedoch keine gewerblichen Tätigkeiten aus, müs­
sen die Amateursportvereine dieses Formular nicht ein­
reichen. Angesichts der oben aufgeführten Erwägungen 
haben die italienischen Behörden die geeigneten Instru­
mente eingesetzt, um die von Amateursportvereinen aus­
geübten Tätigkeiten auch von einem steuerrechtlichen 
Gesichtspunkt aus zu kontrollieren. 

(156) Italien hat auch erklärt, dass die Steuerbehörden unver­
züglich das Innenministerium oder das CONI in Kenntnis 
setzen, wenn sie feststellen, dass kirchliche Einrichtungen 
oder Amateursportvereine hauptsächlich wirtschaftliche 
Tätigkeiten ausüben. Das Innenministerium und das 
CONI führen entsprechend den ihnen gesetzlich übertra­
genen Befugnissen eigene Kontrollen durch. Parallel dazu 
stellen die Steuerbehörden sicher, dass die Steuererklärun­
gen der betroffenen nichtgewerblichen Einrichtungen 
korrigiert werden und ordnen die Rückforderung des 
Differenzbetrags der Besteuerung an. 

(157) Die italienischen Behörden haben bestätigt, dass tatsäch­
lich Steuerprüfungen bei nichtgewerblichen Einrichtun­
gen durchgeführt wurden ( 65 ). Diesbezüglich hat das 
Amt für Einnahmen kürzlich besondere operationelle An­
weisungen in Bezug auf nichtgewerbliche Einrichtungen 
an die Regionalbüros erteilt ( 66 ). Bei den kirchlichen Ein­
richtungen hat das Innenministerium auch eine Reihe 
von Überprüfungen von Amts wegen durchgeführt, 
aber bislang keinen einzigen Fall der Zweckentfremdung 
aufgedeckt. 

(158) Angesichts der oben aufgeführten Erwägungen ist die 
Kommission der Ansicht, dass die Rechtsinstrumente vor­
liegen, um sicherzustellen, dass eine Zweckentfremdung 
von Seiten kirchlicher Einrichtungen oder Amateursport­
vereine effektiv verhindert oder unterdrückt wird. Die 
italienischen Behörden haben auch nachgewiesen, dass 
die zuständigen Behörden ihre Kontrollbefugnisse aus­
üben und dass sowohl kirchliche Einrichtungen als 
auch Amateursportvereine ihren nichtgewerblichen Status 
verlieren können, wenn sie primär gewerbliche Tätigkei­
ten ausüben. Folglich können kirchliche Einrichtungen 
und Amateursportvereine ihr Anrecht auf die Steuerbe­
handlung verlieren, die nichtgewerblichen Einrichtungen 
generell gewährt wird. Also gibt es das von den Be­
schwerdeführern geltend gemachte System des „fortdau­
ernden nichtgewerblichen Status“ nicht. Die bloße Tatsa­
che, dass besondere Verfahren auf die Überprüfungen der 
in Rede stehenden kirchlichen Einrichtungen bürgerlichen 
Rechts und auf Amateursportvereine angewendet werden, 
stellt keinen Vorteil dar.
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( 63 ) In Bezug auf die Aberkennung siehe insbesondere Artikel 19 des 
Gesetzes Nr. 222 vom 20. Mai 1985. 

( 64 ) Siehe Artikel 30 des Gesetzes Nr. 185 vom 29. November 2008. 
Siehe auch das Rundschreiben des Amtes für Steuereinnahmen Nr. 
12/E vom 9. April 2009 und die Entscheidung des Leiters des 
Amtes für Einnahmen vom 2. September 2009. 

( 65 ) In den Jahren 2010 und 2011 hat Italien 2 030 Überprüfungen 
nichtgewerblicher Einrichtungen durchgeführt und 5 086 Steuer­
bescheide ausgestellt. 

( 66 ) Siehe Rundschreiben des Amtes für Steuereinnahmen Nr. 20/E vom 
16. April 2010.



(159) Die Kommission gelangt folglich zu der Schlussfolgerung, 
dass Artikel 149 Absatz 4 TUIR kirchlichen Einrichtun­
gen und Amateursportvereinen keinen selektiven Vorteil 
verschafft. Folglich stellt die Maßnahme keine staatliche 
Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags 
dar. 

6.4. Die Befreiung von der IMU 

(160) Nach der Einführung der IMU - der neuen die ICI erset­
zenden, kommunalen Immobiliensteuer - hat die Kom­
mission auf Antrag der italienischen Behörden und ange­
sichts der Stellungnahmen der Beschwerdeführer zu die­
sem neuen Gesetz der Prüfung zugestimmt, ob die neue 
Befreiung von der IMU für nichtgewerbliche Einrichtun­
gen, die besondere Tätigkeiten ausüben, den Bestimmun­
gen zu staatlichen Beihilfen entspricht. Die Kommission 
prüft entsprechend, ob die in Rede stehende Befreiung 
von der IMU eine staatliche Beihilfe im Sinne von Arti­
kel 107 Absatz 1 darstellt. 

(161) Die Kommission stellt fest, dass seit dem Inkrafttreten der 
Gesetzesverordnung Nr. 1/2012, die in das Gesetz Nr. 
27/2012 umgewandelt wurde, die Befreiung nach Arti­
kel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 
504/92 nur dann auf die Immobilien im Besitz nicht­
gewerblicher Einrichtungen Anwendung findet, wenn 
die dort aufgeführten Tätigkeiten auf einer nichtgewerb­
lichen Basis ausgeübt werden. Die Voraussetzungen in 
Bezug auf die „gemischte Verwendung“ von Gebäuden 
treten sowohl in Fällen, in denen Teile des Gebäudes in 
Bezug auf Funktion und Einnahmen eigenständig sind als 
auch in Fällen, in denen die betreffenden Einrichtungen 
eine Steuererklärung abgeben müssen, am 1. Januar 2013 
in Kraft. 

(162) Die Kommission ist der Ansicht, dass die neuen Vor­
schriften klar regeln, dass die Befreiung nur gewährt wer­
den kann, wenn keine gewerblichen Tätigkeiten ausgeübt 
werden. Folglich werden die Mischsituationen nicht län­
ger möglich sein, die die ICI-Rechtsvorschriften geschaf­
fen hatten, in denen wirtschaftliche Tätigkeiten in einigen 
Gebäuden ausgeübt wurden, die Anrecht auf eine Steuer­
befreiung hatten. 

(163) Im Allgemeinen hängt die Auslegung des Begriffs wirt­
schaftliche Tätigkeit unter anderem von den besonderen 
Umständen, von der Art, wie diese Tätigkeit vom Staat 
organisiert wird und vom Zusammenhang ab, in dem sie 
organisiert wird. Um die nichtwirtschaftliche Natur einer 
Tätigkeit nach der Rechtsprechung der Union festzustel­
len, müssen die Natur, die Zielsetzungen und die Vor­
schriften geprüft werden, die diese Tätigkeit regeln. Die 

Tatsache, dass einige Tätigkeiten als „sozial“ eingestuft 
werden können, reicht nicht aus, um ihre wirtschaftliche 
Natur auszuschließen. Der Gerichtshof hat aber auch an­
erkannt, dass bestimmte Tätigkeiten mit einer rein sozia­
len Funktion als nichtwirtschaftlich anerkannt werden 
können, insbesondere in Sektoren, die eng mit den 
grundlegenden Aufgaben und Verantwortungen des 
Staats verbunden sind. 

(164) Dennoch ist die Kommission in Bezug auf die IMU der 
Ansicht, dass es von grundlegender Bedeutung ist, zuerst 
festzustellen, ob die in italienischen Rechtsvorschriften 
niedergelegten Kriterien zum Ausschluss der gewerb­
lichen Natur der Tätigkeiten, die Anspruch auf die Befrei­
ung von der IMU haben, dem Begriff der nichtgewerb­
lichen Tätigkeit im Gemeinschaftsrecht entsprechen. 

(165) Diesbezüglich haben die italienischen Behörden, wie vor­
stehend in den Erwägungsgründen (82) ff. festgestellt 
wurde, kürzlich die Durchführungsverordnung angenom­
men, die in Artikel 91a Absatz 3 der Gesetzesverordnung 
Nr. 1/2012 vorgesehen ist. Die Verordnung des Wirt­
schafts- und Finanzministers vom 19. November 2012 
legt die allgemeinen und besonderen Voraussetzungen für 
die Feststellung fest, wann die in Artikel 7 Absatz 1 
Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 504/92 aufgeführten 
Tätigkeiten auf einer nichtgewerblichen Basis ausgeübt 
werden. 

(166) Erstens definiert Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe p der 
Ministerialverordnung vom 19. November 2012 das 
Konzept der „nichtgewerblichen Basis“. Die institutionel­
len Tätigkeiten werden als auf einer nichtgewerblichen 
Basis erbracht angesehen, wenn sie: (a) keinen Gewinn 
machen; (b) die Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ein­
halten; aufgrund ihrer Natur nicht im Wettbewerb mit 
anderen Markteilnehmern stehen, die Gewinn machen; 
und (c) die Grundsätze der Solidarität und Subsidiarität 
umsetzen. Diesbezüglich ist die Voraussetzung unter (b) 
eine wichtige Schutzklausel, da sie aufgrund des aus­
drücklichen Verweises auf das Gemeinschaftsrecht gene­
rell garantiert, dass die Tätigkeit nicht im Wettbewerb 
mit anderen gewinnorientierten Wirtschaftsteilnehmern 
ausgeübt wird, was eine grundlegende Eigenschaft nicht­
gewerblicher Tätigkeiten ist ( 67 ). 

(167) Zweitens definiert Artikel 3 der Verordnung die allgemei­
nen subjektiven Voraussetzungen, die in der Satzungen 
oder den Statuten von nichtgewerblichen Einrichtungen 
enthalten sein müssen, damit ihre Tätigkeiten auf einer 
nichtgewerblichen Basis ausgeübt werden. Diese Kriterien 
lauten wie folgt: (a) Verbot, selbst indirekt, Gewinne ir­
gendeiner Art, Betriebsüberschüsse, Fonds, Rücklagen 
oder Kapital während der Lebensdauer der Einrichtung
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( 67 ) Rechtssache C-222/04 Cassa di Risparmio di Firenze, I-289, Slg. 
2006, Randnrn. 121-123.



auszuschütten, sofern dies nicht gesetzlich vorgeschrie­
ben ist oder zugunsten von Einrichtungen erfolgt, die 
derselben Struktur angehören und dieselbe Tätigkeit aus­
üben; (b) jeder Gewinn und Betriebsüberschuss muss aus­
schließlich in Entwicklungstätigkeiten reinvestiert werden, 
die zum institutionellen Ziel der sozialen Solidarität bei­
tragen; und (c) wenn die nichtgewerbliche Einrichtung 
abgewickelt wird, müssen ihre Vermögenswerte einer an­
deren nichtgewerblichen Einrichtung übertragen werden, 
die eine ähnliche Tätigkeit ausübt, sofern das Gesetz 
nichts anderes vorschreibt. 

(168) Drittens, Artikel 4 der Verordnung identifiziert zusätzli­
che objektive Voraussetzungen, die zusammen mit den 
Voraussetzungen aus Artikel 1 und 3 erfüllt werden müs­
sen, damit die in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des ICI- 
Gesetzes aufgeführten Tätigkeiten als auf einer nicht­
gewerblichen Basis ausgeübt angesehen werden. 

(169) Insbesondere in Bezug auf Tätigkeiten in den Bereichen 
Gemeinwohl und Gesundheit legt die Verordnung fest, 
dass diese auf einer nichtgewerblichen Basis ausgeübt 
werden, wenn mindestens eine der folgenden Vorausset­
zungen erfüllt ist: (a) die Tätigkeiten sind vom Staat ak­
kreditiert und werden entweder unter einem Vertrag oder 
einer Vereinbarung mit dem Staat, den Regionen oder 
lokalen Behörden ausgeübt und sie sind Teil des öffent­
lichen Gesundheitssystems oder eine Ergänzung zu die­
sem; die Dienstleistungen werden den Nutzern kostenlos 
oder gegen die Zahlung eines Betrags bereitgestellt, der 
lediglich ein Beitrag zu den Kosten der Bereitstellung der 
Universaldienstleistung ist; (b) wenn die Tätigkeiten nicht 
vom Staat akkreditiert sind und nicht unter einem Ver­
trag oder einer Vereinbarung ausgeübt werden, müssen 
sie kostenlos oder gegen eine symbolische Gebühr bereit­
gestellt werden, die auf keinen Fall die Hälfte des Durch­
schnittspreises für ähnliche Tätigkeiten übersteigen darf, 
die in der gleichen geografischen Region auf Wett­
bewerbsbasis angeboten werden. Dabei darf auch kein 
Zusammenhang mit den tatsächlichen Kosten der Dienst­
leistung hergestellt werden. 

(170) Unter Bezugnahme auf die erste Voraussetzung merkt die 
Kommission an, dass die in Rede stehenden Einrichtun­
gen nach den Erklärungen der italienischen Behörden ein 
wesentlicher Bestandteil des nationalen Gesundheitsdiens­
tes sein müssen, das umfassenden Schutz gewährt und 
auf dem Grundsatz der Solidarität basiert. In diesem Sys­
tem werden Krankenhäuser direkt aus Sozialversiche­
rungsbeiträgen und anderen staatlichen Mitteln finanziert. 
Diese Krankenhäuser stellen ihre Dienstleistungen auf der 
Grundlage des umfassenden Schutzes kostenlos oder für 
eine niedrige Gebühr bereit, die lediglich einen geringen 
Bruchteil der tatsächlichen Kosten der Dienstleistung aus­
macht. Nichtgewerbliche Einrichtungen, die unter die­
selbe Kategorie fallen und dieselben Voraussetzungen er­
füllen, werden ebenfalls als wesentlicher Bestandteil des 

nationalen Gesundheitssystems angesehen ( 68 ). Angesichts 
der Besonderheiten des vorliegenden Falls und entspre­
chend den Grundsätzen, die durch die Rechtsprechung 
der Union niedergelegt sind ( 69 ), zieht die Kommission 
die Schlussfolgerung, dass die betroffenen Einrichtungen, 
die die vorstehend beschriebenen Tätigkeiten ausüben 
und die rechtlichen Voraussetzungen erfüllen, nicht als 
Unternehmen gelten, da das italienische nationale System 
einen umfassenden Schutz gewährt. 

(171) In Bezug auf die zweite Voraussetzung legt die Verord­
nung fest, dass die Tätigkeiten entweder kostenlos oder 
gegen eine symbolische Gebühr bereitgestellt werden 
müssen. Dienstleistungen, die kostenlos bereitgestellt wer­
den, stellen im Allgemeinen keine wirtschaftliche Tätig­
keit dar. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Dienst­
leistungen nicht im Wettbewerb mit anderen Marktteil­
nehmern ausgeübt werden, wie in Artikel 1 der Verord­
nung niedergelegt ist. Dasselbe gilt auch für Dienstleis­
tungen, die gegen eine symbolische Gebühr erbracht wer­
den. In diesem Zusammenhang muss festgestellt werden, 
dass eine Gebühr, um nach den Bestimmungen der Ver­
ordnung als symbolisch betrachtet werden zu können, 
keinen Bezug zu den Kosten der Dienstleistung haben 
darf. Die Verordnung legt auch fest, dass die Grenze, 
die auf die Hälfte des Durchschnittspreises festgelegt ist, 
der für ähnliche Dienstleistungen in Rechnung gestellt 
wird, die auf Wettbewerbsbasis in derselben geogra­
fischen Region ausgeübt werden, nur dazu herangezogen 
werden kann, die Berechtigung auf die Befreiung aus­
zuschließen (wie durch die Worte „in jedem Fall“ ange­
zeigt wird). Dies impliziert jedoch nicht, dass ein Dienst­
leister, der einen Preis unterhalb dieser Grenze in Rech­
nung stellt, Anspruch auf die Befreiung hat. Folglich 
schlussfolgert die Kommission, da die Tätigkeiten in 
den Bereichen Sozial- und Gesundheitsfürsorge auch die 
allgemeinen und subjektiven Voraussetzungen erfüllen, 
die in den Artikeln 1 und 3 der Verordnung angegeben 
sind, dass diese Tätigkeiten keine wirtschaftlichen Tätig­
keiten darstellen, wenn sie gemäß den Grundsätzen der 
geltenden Rechtsvorschriften ausgeübt werden. 

(172) Tätigkeiten im Bereich Bildung werden ihrerseits als auf 
einer nichtgewerblichen Basis ausgeübt angesehen, wenn 
eine Reihe besonderer Voraussetzungen erfüllt ist. Ins­
besondere muss die Tätigkeit der öffentlichen Bildung 
gleichwertig sein und die Schule muss eine nicht diskri­
minierende Einschreibepraxis haben, auch behinderten 
Schülern Zugang gewähren, Tarifverträge schließen, eine 
Struktur haben, die den anwendbaren Standards ent­
spricht und ihre Buchhaltungsunterlagen veröffentlichen. 
Darüber hinaus muss die Tätigkeit entweder kostenlos 
oder gegen eine symbolische Gebühr erbracht werden,
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( 68 ) Siehe insbesondere Artikel 1 Absatz 18 des Gesetzesdekrets Nr. 
502 vom 30. Dezember 1992. 
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T-137/10, CBI/Kommission, noch nicht veröffentlicht.



die nur einen Bruchteil der tatsächlichen Kosten für die 
Leistungserbringung abdeckt. Dabei darf auch kein Zu­
sammenhang mit den tatsächlichen Kosten der Dienst­
leistung hergestellt werden. In diesem Zusammenhang 
erinnert die Kommission daran, dass nach der Rechtspre­
chung ( 70 ) Kurse, die von bestimmten Einrichtungen an­
geboten werden, die Teil des nationalen Bildungssystems 
sind und vollständig oder hauptsächlich durch öffentliche 
Mittel finanziert werden, keine wirtschaftliche Tätigkeit 
darstellen. An der nichtwirtschaftlichen Natur der öffent­
lichen Bildung wird grundsätzlich nichts dadurch geän­
dert, dass die Schüler oder ihre Eltern manchmal Schul­
geld oder Einschreibegebühren zahlen müssen, die zu den 
Betriebskosten des Systems beitragen, sofern dieser finan­
zielle Beitrag nur einen Bruchteil der tatsächlichen Kosten 
für die Erbringung der Dienstleistung ausmacht und folg­
lich nicht als Bezahlung für eine erbrachte Leistung an­
gesehen werden kann. Wie von der Kommission auch in 
ihrer Mitteilung über die Anwendung der Beihilfevor­
schriften der Europäischen Union auf Ausgleichsleistun­
gen für die Erbringung von Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse anerkannt wur­
de ( 71 ), gelten diese Grundsätze auch für Kindertagesein­
richtungen, private und öffentliche Grundschulen, Berufs­
ausbildung, nebenberufliche Lehrtätigkeiten an Hochschu­
len und Unterricht an Hochschulen. Angesichts vorste­
hender Erwägungen ist die Kommission der Ansicht, dass 
die symbolische Gebühr, auf die in der Verordnung ver­
wiesen wird und die nur einen Bruchteil der tatsächlichen 
Kosten der Dienstleistung ausmacht, nicht als Bezahlung 
der bereitgestellten Dienstleistungen angesehen werden 
kann. Folglich ist die Kommission angesichts der beson­
deren Umstände und der allgemeinen und subjektiven 
Anforderungen der Artikel 1 und 3 der Verordnung zu­
sammen mit den in Artikel 4 niedergelegten besonderen 
objektiven Anforderungen der Ansicht, dass die Dienst­
leistungen im Bereich Bildung, die von den in Rede ste­
henden Einrichtungen erbracht werden, nicht als wirt­
schaftliche Tätigkeit angesehen werden können. 

(173) In Bezug auf Tätigkeiten in den Bereichen Wohnungs­
wesen, Kultur, Erholung und Sport legt Artikel 4 der 
Verordnung fest, dass sie entweder kostenlos oder gegen 
eine symbolische Gebühr bereitgestellt werden müssen, 
die auf keinen Fall die Hälfte des Durchschnittspreises 
für ähnliche Tätigkeiten übersteigen darf, die in der glei­
chen geografischen Region auf Wettbewerbsbasis angebo­
ten werden. Dabei darf auch kein Zusammenhang mit 
den tatsächlichen Kosten der Dienstleistung hergestellt 
werden. Diese Anforderung stimmt mit der zweiten Vo­
raussetzung überein, die für Tätigkeiten in den Bereichen 
Sozial- und Gesundheitsfürsorge niedergelegt ist und im 
vorstehenden Erwägungsgrund (171) untersucht wurde. 
Folglich finden die gleichen Überlegungen Anwendung. 
Wenn die Dienstleistungen kostenlos bereitgestellt wer­
den, stellen sie prinzipiell keine wirtschaftliche Tätigkeit 
dar. Dasselbe gilt auch, wenn sie gegen eine symbolische 
Gebühr bereitgestellt werden. In diesem Zusammenhang 

muss festgestellt werden, dass eine Gebühr, um nach den 
Bestimmungen der Verordnung als symbolisch betrachtet 
werden zu können, keinen Bezug zu den Kosten der 
Dienstleistung haben darf. Sie legt auch fest, dass die 
Grenze, die auf die Hälfte des Durchschnittspreises fest­
gelegt ist, der für ähnliche Dienstleistungen in Rechnung 
gestellt wird, die auf Wettbewerbsbasis in derselben geo­
grafischen Region ausgeübt werden, nur dazu herangezo­
gen werden kann, die Berechtigung auf die Befreiung 
auszuschließen (wie durch die Worte „in jedem Fall“ an­
gezeigt wird). Dies impliziert jedoch nicht, dass ein 
Dienstleister, der einen Preis unterhalb dieser Grenze in 
Rechnung stellt, Anspruch auf die Befreiung hat. 

(174) Für Tätigkeiten in den Bereichen Wohnungswesen und 
Sport verweist die Kommission auf die weiteren Anfor­
derungen, die in den Definitionen dieser Tätigkeiten in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben j und m der Verordnung 
niedergelegt sind. In Bezug auf Dienstleistungen im Be­
reich Wohnungswesen beschränkt die Verordnung die 
Befreiung auf Tätigkeiten, die von nichtgewerblichen Ein­
richtungen ausgeübt werden, zu denen nur bestimmten 
Personengruppen Zugang gewährt wird und die nicht 
fortlaufend erbracht werden. Die Verordnung gibt ins­
besondere in Bezug auf das „soziale Wohnungswesen“ 
an, dass die Dienstleistungen Personen zum Ziel haben 
müssen, die zeitweilig oder dauerhaft besondere Bedürf­
nisse haben oder Menschen, die aufgrund körperlicher, 
psychologischer, wirtschaftlicher, sozialer oder familiärer 
Bedingungen benachteiligt sind. Die Einrichtung kann 
lediglich die Zahlung einer symbolischen Gebühr verlan­
gen, die auf keinen Fall die Hälfte des Durchschnittsprei­
ses für ähnliche Tätigkeiten übersteigen darf, die in der 
gleichen geografischen Region auf Wettbewerbsbasis an­
geboten werden. Dabei darf auch kein Zusammenhang 
mit den tatsächlichen Kosten der Dienstleistung her­
gestellt werden. Die Verordnung legt auch fest, dass die 
Befreiung auf jeden Fall nicht für Tätigkeiten anwendbar 
ist, die in Hotels oder ähnlichen Einrichtungen ausgeübt 
werden, wie in Artikel 9 des Gesetzesdekrets Nr. 79 vom 
23. Mai 2011 definiert ( 72 ). Die Befreiung ist folglich für 
Tätigkeiten ausgeschlossen, die beispielsweise in Hotels, 
Motels und in Einrichtungen mit Zimmervermietung mit 
Frühstück ausgeübt werden. Da in der in Rede stehenden 
Rechtssache die nichtgewerblichen Einrichtungen, die 
eine Unterbringungen anbieten, die allgemeinen, subjek­
tiven und objektiven Anforderungen nach Artikeln 1, 3 
und 4 der Verordnung erfüllen müssen, vertritt die Kom­
mission die Ansicht, dass angesichts der Besonderheiten 
des vorliegenden Falls, diese Tätigkeiten, welche die vor­
genannten Voraussetzungen erfüllen, keine wirtschaftli­
che Tätigkeit zum Zwecke des Gemeinschaftsrechts dar­
stellen.
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( 70 ) Siehe Rechtssache 263/86 Humbel und Edel, 5365, Slg. 1988, 
Randnrn. 17 und 18; Rechtssache C-109/92 Wirth, I-6447, Slg. 
1993, Randnrn. 15 und 16; Rechtssache C-76/05 Schwarz, I-6849, 
Slg. 2007, Randnr. 39. Siehe auch Urteil des EFTA-Gerichtshofs 
vom 21. Februar 2008 in der Rechtssache E-5/07, Private Barneha­
gers Landsforbund/EFTA Surveillance Authority, Randnrn. 80-83. 

( 71 ) ABl. C 8 vom 11.1.2012, S. 4. 

( 72 ) Gesetzesdekret Nr. 79 vom 23. Mai 2011 - Codice della normativa 
statale in tema di ordinamento e mercato del turismo, a norma dell'articolo 
14 della legge 28 novembre 2005, No 246, nonché attuazione della 
direttiva 2008/122/CE, relativa ai contratti di multiproprietà, contratti 
relativi ai prodotti per le vacanze di lungo termine, contratti di rivendita e 
di scambio- (Amtsblatt Nr. 129 vom 6.6.2011 – Ordentliches Sup­
plement Nr. 139 ). Artikel 9 dieses Gesetzesdekrets definiert Fol­
gendes als Hotels und ähnliche Strukturen: a) Hotels; b) Motels; c) 
Feriendörfer; d) Ferienwohnungen, Dienstwohnungen; e) Pensionen; 
f) saisonal geöffnete Appartement-Hotels; g) Zimmervermietung mit 
Frühstück, die als Unternehmen geführt wird; h) Gesundheitsfar­
men; i) jede sonstige Einrichtung zur Unterbringung von Touristen 
mit Merkmalen, die mindestens einer der vorgenannten Kategorien 
ähnlich sind.



(175) Angesichts der Besonderheiten des vorliegenden Falls und 
angesichts der Tatsache, dass die nichtgewerblichen Ein­
richtungen, die in den Bereichen Wohnungswesen, Kul­
tur, Erholung und Sport tätig sind, darüber hinaus auch 
die Anforderungen gemäß Artikel 1 und 3 der Verord­
nung erfüllen müssen, zieht die Kommission die Schluss­
folgerung, dass diese Tätigkeiten, wenn sie wie im Gesetz 
beschrieben, ausgeübt werden, keine wirtschaftlichen Tä­
tigkeiten darstellen. 

(176) Deshalb kommt die Kommission auf der Grundlage der 
von den italienischen Behörden eingereichten Erläuterun­
gen angesichts der spezifischen und besonderen Merk­
male des vorliegenden Falls zu dem Schluss, dass die in 
den vorstehenden Erwägungsgründen analysierten Tätig­
keiten, die von nichtgewerblichen Einrichtungen unter 
vollständiger Erfüllung der allgemeinen, subjektiven und 
objektiven Kriterien ausgeübt werden, die in den Artikeln 
1, 3 und 4 der Verordnung niedergelegt sind, nicht wirt­
schaftlicher Natur sind. Folglich handeln die in Rede ste­
henden nichtgewerblichen Einrichtungen, wenn sie diese 
Tätigkeiten unter vollständiger Erfüllung der in den ita­
lienischen Rechtsvorschriften niedergelegten Vorausset­
zungen ausüben, nicht als Unternehmen für die Zwecke 
des Gemeinschaftsrechts. Da Artikel 107 Absatz 1 des 
Vertrags nur auf Unternehmen Anwendung findet, folgt 
daraus, dass die Maßnahme in dem in Rede stehenden 
Fall nicht in den Anwendungsbereich dieses Artikels fällt. 

(177) Schließlich stellt die Kommission fest, dass es im Fall 
einer Mischnutzung von Gebäuden seit dem 1. Januar 
2013 nach den italienischen Rechtsvorschriften möglich 
ist, die anteilige gewerbliche Nutzung der Immobilie zu 
berechnen und die IMU lediglich auf die wirtschaftlichen 
Tätigkeiten zu erheben. Die Kommission weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass die teilweise Befreiung, 
die eine Einrichtung, die sowohl gewerbliche als auch 
nichtgewerbliche Tätigkeiten ausübt, für den Teil der Im­
mobilie genießt, die für nichtgewerbliche Tätigkeiten ge­
nutzt werden, keinen Vorteil für diese Einrichtung dar­
stellt, wenn sie eine wirtschaftliche Tätigkeit als Unter­
nehmen ausübt. Folglich stellt die Maßnahme auch für 
diese Art Situation keine staatliche Beihilfe im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 1 dar. 

6.5. Rückforderung 

(178) Gemäß dem Vertrag und der ständigen Rechtsprechung 
des Gerichtshofs ist die Kommission, wenn sie die Unver­
einbarkeit einer Beihilfe mit dem gemeinsamen Markt 
feststellt, dazu befugt, zu entscheiden, dass der betref­
fende Staat sie aufzuheben oder umzugestalten hat ( 73 ). 
Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes dient 
die Verpflichtung zur Aufhebung einer Beihilfe, die die 
Kommission als unvereinbar mit dem gemeinsamen 
Markt festgestellt hat, der Wiederherstellung der früheren 
Lage ( 74 ). In diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof 

festgestellt, dass dieses Ziel erreicht ist, sobald der Emp­
fänger die erhaltenen Beträge zurückbezahlt hat, da er so 
den Vorteil verliert, den er auf dem Markt gegenüber 
seinen Mitbewerbern besaß, und die Lage vor der Zah­
lung der Beihilfe wiederhergestellt wird ( 75 ). 

(179) Gemäß dieser Rechtsprechung legt Artikel 14 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 659/99 ( 76 ) Folgendes fest: „In 
Negativentscheidungen hinsichtlich rechtswidriger Beihil­
fen entscheidet die Kommission, dass der betreffende Mit­
gliedstaat alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um die 
Beihilfe vom Empfänger zurückzufordern.“ 

(180) Sobald also die Maßnahme der ICI-Befreiung als rechts­
widrige und unvereinbare Beihilfe angesehen wird, muss 
sie grundsätzlich zurückgefordert werden, um die Lage 
wieder herzustellen, die auf dem Markt herrschte, bevor 
die Beihilfe gewährt wurde. 

(181) Die Verordnung (EG) Nr. 659/99 erlegt der Entscheidung 
auf Rückforderung jedoch Einschränkungen auf. Arti­
kel 14 Absatz 1 sieht beispielsweise Folgendes vor: „ 
Die Kommission verlangt nicht die Rückforderung der 
Beihilfe, wenn dies gegen einen allgemeinen Grundsatz 
des Gemeinschaftsrechts verstoßen würde“, wie zum Bei­
spiel der Schutz des berechtigten Vertrauens. Der Ge­
richtshof hat eine Ausnahme anerkannt, in der der Mit­
gliedstaat von der Verpflichtung befreit werden darf, eine 
an ihn gerichtete Rückforderungsentscheidung umzuset­
zen: Es müssen außergewöhnliche Umstände vorliegen, 
die es ihm absolut unmöglich machen, die Entscheidung 
ordnungsgemäß durchzuführen ( 77 ). 

(182) Da diese Ausnahmen von den italienischen Behörden im 
Zusammenhang mit dem förmlichen Prüfverfahren gel­
tend gemacht wurden, muss die Kommission prüfen, ob 
sie in dem vorliegenden Fall Anwendung finden, um zu 
entscheiden ob eine Rückforderung erforderlich ist. 

6.5.1. Berechtigtes Vertrauen 

(183) Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
und der Entscheidungspraxis der Kommission verstößt 
eine Rückforderungsentscheidung gegen einen allgemei­
nen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts, wenn in Folge 
von Maßnahmen der Kommission seitens des Empfängers 
der Beihilfe berechtigtes Vertrauen darauf bestehen konn­
te, dass die Beihilfe in Übereinstimmung mit dem Ge­
meinschaftsrecht gewährt wurde.
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( 73 ) Rechtssache C-70/72 Kommission/Deutschland, 813, Slg. 1973, 
Randnr. 13. 

( 74 ) Verbundene Rechtssachen C-278/92, C-279/92 und C-280/92 Spa­
nien/Kommission, I-4103, Slg. 1994, Randnr. 75. 

( 75 ) Rechtssache C-75/97 Belgien/Kommission, I-030671, Slg. 1999, 
Randnrn. 64-65. 

( 76 ) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1. 
( 77 ) Bekanntmachung der Kommission — Rechtswidrige und mit dem 

Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewährleistung 
der Umsetzung von Rückforderungsentscheidungen der Kommission in 
den Mitgliedstaaten, ABl. C 272 vom 15.11.2007, S. 4, Randnr. 18.



(184) Der Gerichtshof hat wiederholt festgestellt, dass sich jeder 
auf den Vertrauensschutz berufen kann, bei dem die Ge­
meinschaftsverwaltung insbesondere durch bestimmte 
Zusicherungen begründete Erwartungen geweckt hat. 
Eine Person kann sich jedoch nicht auf berechtigtes Ver­
trauen berufen, sofern sie oder er nicht genaue Zusiche­
rungen von Seiten des Verwaltungsorgans erhalten 
hat ( 78 ). 

(185) Im vorliegenden Fall haben sich die italienischen Behör­
den und die 78 Beteiligten im Wesentlichen auf das Vor­
liegen des berechtigten Vertrauens aufgrund der Antwort 
der Kommission auf die schriftliche Parlamentsanfrage 
von 2009 berufen ( 79 ). In ihrer Antwort hat die Kommis­
sion erklärt, dass sie „eine vorläufige Bewertung durch­
geführt hat und keinen Grund für ein weiteres Vorgehen 
gesehen hat, da die ICI-Steuerregelung scheinbar nicht 
dazu in der Lage ist, kirchlichen Einrichtungen eine vor­
teilhafte Wettbewerbsposition zu verschaffen“. 

(186) Die Kommission macht geltend, dass diese Antwort aus 
den folgenden Gründen kein berechtigtes Vertrauen her­
vorruft. 

(187) Erstens war die Erklärung der Kommission lediglich das 
Ergebnis einer „vorläufigen Bewertung“. Die Kommission 
hat nicht gesagt, dass sie eine Entscheidung getroffen hat, 
sondern lediglich, dass ihrer Ansicht nach kein Grund für 
ein weiteres Vorgehen vorliegt. Zweitens hat die Kom­
mission vorläufig darauf hingewiesen, dass es unwahr­
scheinlich zu sein scheint, dass die ICI-Befreiung kirchli­
chen Einrichtungen einen Vorteil verschafft. Drittens be­
zogen sich die Frage und die Antwort lediglich auf kirch­
liche Einrichtungen, die eine Untergruppe der von der 
ICI-Befreiung betroffenen nichtwirtschaftlichen Einrich­
tungen sind. 

(188) Angesichts der vorgenannten Erwägungen ist die Kom­
mission der Ansicht, dass sie keine bestimmten, bedin­
gungslosen und übereinstimmenden Zusicherungen sol­
cher Art gegeben hat, dass die Empfänger der in Rede 
stehenden Maßnahme das berechtigte Vertrauen hatten, 
die Regelung sei rechtmäßig in dem Sinne, dass sie nicht 
in den Anwendungsbereich der staatlichen Beihilferegeln 
fällt und dass folglich kein Vorteil aus dieser Maßnahme 
Gegenstand eines Rückforderungsverfahrens sein kann. 
Abschließend ist die Kommission der Ansicht, dass sie 
keine genaue und vorbehaltlose Erklärung dahingehend 
abgegeben hat, dass die in Rede stehende ICI-Befreiung 
nicht als staatliche Beihilfe zu betrachten sei. 

(189) Italien hat auch vorgebracht, dass die Antworten der 
Kommission an die Beschwerdeführer in Bezug auf die 
ICI-Befreiung, von denen auch die italienischen Behörden 
informell unterrichtet wurden, ein berechtigtes Vertrauen 
auf Seiten der nichtgewerblichen Einrichtungen in Bezug 
auf die Vereinbarkeit der ICI-Befreiung mit dem Gemein­
schaftsrecht geschaffen hat. Die Kommission teilt die von 
Italien vorgebrachten Ansichten nicht. Schreiben mit ei­
ner vorläufigen Bewertung, die von der Kommission an 
die Beschwerdeführer gesendet wurden und über die der 
nur Mitgliedstaat informell in Kenntnis gesetzt wurde, 
stellen nicht den endgültigen Standpunkt der Kommis­
sion dar. Während Beschlüsse der Kommission veröffent­
licht und im Amtsblatt publiziert werden, ist das bei 
einem einfachen Verwaltungsverfahren nicht der Fall, 
bei dem die Kommission - auf der Grundlage der ver­
fügbaren Informationen - keine ernsthaften Zweifel an 
der Vereinbarkeit der geprüften Maßnahme hat. Darüber 
hinaus wurde das Scheiben, das den Beschwerdeführern 
am 15. Februar 2010 zugesandt wurde, von zwei Be­
schwerdeführern vor dem Gericht angefochten. Es wurde 
nicht rechtskräftig. Diese Klagen wurden erst nach dem 
Verfahrenseröffnungsbeschluss zurück gezogen. 

(190) Deshalb kommt die Kommission zu dem Schluss, dass 
Italien und den 78 Beteiligten in dem vorliegenden Fall 
keine Zusicherung eines Unionsorgans gegeben wurde, 
welche das berechtigte Vertrauen rechtfertigen und folg­
lich die Kommission davon abhalten könnte, die Rück­
forderung anzuordnen. 

6.5.2. Außergewöhnliche Umstände: absolute Unmöglichkeit 
der Rückforderung 

(191) Gemäß Artikel 288 des Vertrags ist der Mitgliedstaat, an 
den ein Rückforderungsbeschluss gerichtet ist, verpflich­
tet, diesen Beschluss umzusetzen. Wie bereits dargelegt, 
gibt es eine Ausnahme zu der Verpflichtung, nämlich, 
wenn der Mitgliedstaat das Vorliegen von außergewöhn­
lichen Umständen nachweist, die es ihm absolut unmög­
lich machen, den Beschluss ordnungsgemäß durchzufüh­
ren. 

(192) Üblicherweise bringen Mitgliedstaaten dieses Argument 
bei den Diskussionen mit der Kommission nach An­
nahme des Beschlusses vor ( 80 ). Im vorliegenden Fall hat 
Italien jedoch bereits vor der Annahme des Beschlusses 
argumentiert, dass die Rückforderung nicht angeordnet 
werden sollte, da es absolut unmöglich sei, sie durch­
zuführen. Da Italien diese Frage im Zusammenhang mit 
dem förmlichen Prüfverfahren angesprochen hat und da 
es ein allgemeiner Rechtsgrundsatz ist, dass niemand 
dazu verpflichtet werden kann, das Unmögliche zu tun, 
ist die Kommission der Ansicht, dass es erforderlich ist, 
diese Frage in dem vorliegenden Beschluss zu klären.
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( 78 ) Rechtssachen C-182/03 und C-217/03 Belgien und Forum 187 
ASBL/Kommission, I-5479, Slg. 2006, Randnr. 147. 

( 79 ) Schriftliche Anfrage E-177/2009 (ABl. C 189 vom 13.7.2010). 
( 80 ) Rechtssache C-214/07 Kommission/Spanien, I-8357, Slg. 2008, 

Randnrn. 13 und 22.



(193) Es sollte zuerst daran erinnert werden, dass der Gerichts­
hof das Konzept der „absoluten Unmöglichkeit“ stets sehr 
eng ausgelegt hat. Die Voraussetzung einer völligen Un­
möglichkeit der Durchführung ist nicht erfüllt, wenn sich 
der Mitgliedstaat darauf beschränkt, die Kommission über 
die mit der Durchführung der Entscheidung verbundenen 
rechtlichen, politischen oder praktischen Schwierigkeiten 
zu unterrichten ( 81 ). Der einzige Fall, in dem eine „abso­
lute Unmöglichkeit“ anerkannt werden könnte, wäre, 
wenn die Rückforderung von Anfang an objektiv und 
absolut unmöglich wäre ( 82 ). 

(194) In dem vorliegenden Fall haben die italienischen Behör­
den argumentiert, dass es absolut unmöglich wäre, fest­
zustellen, welche Immobilie einer nichtgewerblichen Ein­
richtung für Tätigkeiten genutzt wurde, die nicht aus­
schließlich gewerblicher Natur waren und die Informatio­
nen einzuholen, die für die Ermittlung des Steuerbetrags 
erforderlich wären, der hätte bezahlt werden müssen. 

(195) Die italienischen Behörden haben erklärt, dass es auf­
grund der Struktur des Katasters nicht möglich ist, rück­
wirkend aus der Datenbank des Katasters die Daten zu 
Immobilien von nichtgewerblichen Einrichtungen zu ex­
trapolieren, die für Tätigkeiten einer nicht ausschließlich 
gewerblichen Natur der in der ICI-Befreiung genannten 
Art genutzt wurden. Es ist anhand der im Kataster ge­
speicherten Daten nicht möglich, Tätigkeiten aufzuspü­
ren, für die eine Immobilie genutzt wird. Mit anderen 
Worten ausgedrückt: Es ist nicht möglich, anhand der 
Daten des Katasters festzustellen, ob die auf einem be­
stimmten Grundstück ausgeübten Tätigkeiten gewerb­
licher oder nicht gewerblicher Natur sind. Tatsächlich 
wird jede einzelne Immobilie (einschließlich Teile von 
Immobilien mit einer gesonderten Einstufung) lediglich 
auf der Grundlage ihrer objektiven Eigenschaften im Ka­
taster registriert. Dabei werden die physikalischen und 
strukturellen Elemente verbunden mit der beabsichtigen 
Nutzung berücksichtigt. 

(196) Italien hat erklärt, dass es anhand der Steuerdatenbanken 
und insbesondere der Aufzeichnungen der Steuererklä­
rungen nichtgewerblicher Einrichtungen nur möglich ist, 
Immobilien zu identifizieren, die ausschließlich auf nicht­
gewerblicher Basis genutzt werden. In diesem Fall müssen 
die Einnahmen erbringenden Gebäude in der Standard- 
Steuererklärung unter Abschnitt RB Einnahmen aus Ge­
bäuden angegeben werden, während der Abschnitt RS zu 
gemischten Kosten und Einnahmen nicht ausgefüllt wer­
den muss. Wenn eine nichtgewerbliche Einrichtung da­
gegen Immobilien besitzt, die auch für gewerbliche Tätig­
keiten genutzt werden, müssen sowohl Abschnitt RB als 
auch Abschnitt RS ausgefüllt werden. Wenn jedoch mehr 
als ein Gebäude unter dem Abschnitt RB angegeben wird, 
ist es nicht möglich, die Immobilie zu identifizieren, die 

für die Tätigkeit genutzt wird, die zu den in der Steu­
ererklärung angegebenen Einnahmen geführt hat. Es 
sollte auf jeden Fall darauf hingewiesen werden, dass 
der Abschnitt RS des Standardformulars die aggregierten 
Daten zu Kosten und Einnahmen in Bezug auf Güter und 
Dienstleistungen umfasst, die sowohl für gewerbliche als 
auch für nichtgewerbliche Zwecke genutzt werden (Güter 
und Dienstleistungen, die willkürlich für gewerbliche Tä­
tigkeiten und andere Tätigkeiten genutzt werden). Auf­
grund des Aufbaus des Katasters ist es jedoch auch nicht 
möglich, eine Aufschlüsselung basierend auf gewerb­
licher/nichtgewerblicher Nutzung des Gebäudes zu erhal­
ten, wenn lediglich ein einziges Gebäude unter dem Ab­
schnitt RB angegeben sind. Folglich ist es nicht möglich, 
zu identifizieren, welcher Anteil des Gebäudes für die 
wirtschaftliche Tätigkeit genutzt wird, die die in der Steu­
ererklärung angegeben Einnahmen generiert hat. 

(197) Folglich ist die Kommission der Ansicht, dass die italie­
nischen Behörden nachgewiesen haben, dass die Empfän­
ger der Beihilfe nicht identifiziert werden können und 
dass die Beihilfe selbst aufgrund des Fehlens verfügbarer 
Daten nicht objektiv errechnet werden kann. Grundsätz­
lich ist es nicht möglich, aus den Steuer- und Kataster­
datenbanken die Immobilie einer nichtgewerblichen Ein­
richtung zu identifizieren, die für nicht ausschließlich 
gewerbliche Tätigkeiten der in den Bestimmungen zur 
ICI-Befreiung angegebenen Art verwendet wurde. Folglich 
ist es nicht möglich, die notwendigen Informationen zu 
erhalten, um die Höhe des zurückzufordernden Steuer­
betrags zu errechnen. Deshalb wäre eine Durchführung 
einer Rückforderungsanordnung objektiv und absolut un­
möglich. 

(198) Abschließend kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass es angesichts der besonderen Natur dieses Falls für 
Italien absolut unmöglich wäre, gemäß den Bestimmun­
gen der ICI-Befreiung unrechtmäßig gewährte Beihilfen 
zurückzufordern. Es sollte folglich keine Rückforderung 
der Beihilfe angeordnet werden, die sich aus der rechts­
widrigen und unvereinbaren Befreiung von dieser kom­
munalen Immobiliensteuer ergibt. 

7. FAZIT 

(199) Die Kommission stellt fest, dass Italien die Befreiung von 
der kommunalen Immobiliensteuer gemäß Artikel 7 Ab­
satz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 504/92 unter 
Verstoß gegen Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags rechts­
widrig eingeführt hat. 

(200) Da keine Grundlagen für die Vereinbarkeit der in Rede 
stehenden Regelung identifiziert werden können, gilt sie 
als mit dem Binnenmarkt nicht vereinbar. Angesichts der 
außergewöhnlichen Umstände, die Italien geltend macht, 
sollte die Rückforderung der Beihilfe jedoch nicht an­
geordnet werden, da Italien nachgewiesen hat, dass die 
Durchführung absolut unmöglich wäre.
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( 81 ) Rechtssache C-404/00 Kommission/Spanien, I-6695, Slg. 2003, 
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(201) Die Kommission ist der Ansicht, dass Artikel 149 Absatz 
4 TUIR keine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 des Vertrags darstellt. 

(202) Angesichts der besonderen Natur der IMU-Befreiung für 
nichtgewerbliche Einrichtungen, die ausschließlich be­
stimmte nichtgewerbliche Tätigkeiten in Übereinstim­
mung mit den Voraussetzungen ausüben, die in den ita­
lienischen Rechtsvorschriften niedergelegt sind, ist die 
Kommission der Ansicht, dass diese Tätigkeiten für die 
Zwecke der Beihilferegeln nicht als wirtschaftliche Tätig­
keiten angesehen werden können und dass die Maß­
nahme folglich nicht in den Anwendungsbereich von 
Artikel 107 Absatz 1 fällt. 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die von Italien rechtswidrig eingeführte staatliche Beihilfe in 
Form der ICI-Befreiung, die nichtgewerblichen Einrichtungen 
gewährt wird, die ihre Immobilien ausschließlich für die in 
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 504/92 
aufgeführten Tätigkeiten nutzen, verstößt gegen Artikel 108 Ab­
satz 3 AEUV und ist unvereinbar mit dem Binnenmarkt. 

Artikel 2 

Artikel 149 Absatz 4 TUIR stellt keine staatliche Beihilfe im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV dar. 

Artikel 3 

Die Befreiung von der IMU, die nichtgewerblichen Einrichtun­
gen gewährt wird, die ihre Immobilien ausschließlich für die in 
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzesdekrets Nr. 504/92 
aufgeführten Tätigkeiten nutzen, stellt keine staatliche Beihilfe 
im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV dar. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss ist an die Italienische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 19. Dezember 2012 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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ANHANG 1 

LISTE DER BETEILIGTEN, DIE STELLUNGNAHMEN ZU DEM VERFAHRENSERÖFFNUNGSBESCHLUSS 
ABGEGEBEN HABEN 

Name/Anschrift 

1. Santa Maria Annunciata in Chiesa Rossa, Via Neera 24, Milano, Italia 

2. Fondazione Pro-Familia, Piazza Fontana 2, Milano, Italia 

3. Pietro Farracci, San Cesareo, Italia 

4. Scuola Elementare Maria Montessori s.r.l., Roma, Italia 

5. Parrocchia S. Luca Evangelista, Via Negarville 14, Torino, Italia 

6. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Piazza Principe Napoli 3, Tortorici (Messina), Italia 

7. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Via Libertà 30, Caronia (Messina), Italia 

8. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Piazza Matrice, S. Stefano di Camastra (Messina), Italia 

9. Parrocchia S. Orsola, Contrada S. Orsola, S. Angelo di Brolo (Messina), Italia 

10. Parrocchia Sacro Cuore di Gesù, Frazione Galbato, Gioiosa Marea (Messina), Italia 

11. Parrocchia Sacro Cuore di Gesù, Corso Matteotti 51, Patti (Messina), Italia 

12. Parrocchia Sacro Cuore di Gesù, Via Medici 411, S. Agata Militello (Messina), Italia 

13. Istituto Sacro Cuore di Gesù, Via Medici 411, S. Agata Militello (Messina), Italia 

14. Parrocchia Santi Nicolò e Giacomo, Discesa Sepolcri, Capizzi (Messina), Italia 

15. Istituto Diocesano Sostentamento Clero, Via Cattedrale 7, Patti (Messina), Italia 

16. Parrocchia Madonna del Buon Consiglio e S. Barbara, Con. Cresta, Naso (Messina), Italia 

17. Parrocchia Maria SS. Annunziata, Frazione Marina, Marina di Caronia (Messina), Italia 

18. Parrocchia Maria SS. Assunta, Via Battisti, Militello Rosmarino (Messina), Italia 

19. Parrocchia Maria SS. Assunta, Via Monte di Pietà 131, Cesarò (Messina), Italia 

20. Parrocchia Maria SS. Assunta, Piazza S. Pantaleone, Alcara Li Fusi (Messina), Italia 

21. Parrocchia Maria SS. Assunta, Via Oberdan 6, Castell'Umberto (Messina), Italia 

22. Parrocchia Maria SS. Assunta, Piazza Duomo, Tortorici (Messina), Italia 

23. Parrocchia Maria SS. Assunta, Via Roma 33, Mirto (Messina), Italia 

24. Parrocchia Maria SS. Del Rosario, Contrada Scala, Patti (Messina), Italia 

25. Parrocchia Maria SS. Della Scala, Contrada Sceti, Tortorici (Messina), Italia
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26. Parrocchia Maria SS. Della Visitazione, Contrada Casale, Gioiosa Marea (Messina), Italia 

27. Parrocchia Maria SS. Delle Grazie, Via Campanile 3, Montagnareale (Messina), Italia 

28. Parrocchia Maria SS. Delle Grazie, Via Cappellini 2, Castel di Lucio (Messina), Italia 

29. Parrocchia Maria SS. Annunziata, Piazza Regina Adelasia 1, Frazzanò (Messina), Italia 

30. Parrocchia Maria SS. Annunziata, Contrada Sfaranda, Castell'Umberto (Messina), Italia 

31. Parrocchia Maria SS. Di Lourdes, Frazione Gliaca, Piraino (Messina), Italia 

32. Parrocchia S. Giuseppe, Contrada Malvicino, Capo d'Orlando (Messina), Italia 

33. Parrocchia s. Maria del Carmelo, Piazza Duomo 20, S. Agata Militello (Messina), Italia 

34. Parrocchia S. Maria di Gesù, Via Giovanni XXIII 43, Raccuja (Messina), Italia 

35. Parrocchia S. Maria Maddalena, Contrada Maddalena, Gioiosa Marea (Messina), Italia 

36. Parrocchia S. Maria, Via S. Maria, San Angelo di Brolo (Messina), Italia 

37. Parrocchia S. Michele Arcangelo, Via San Michele 5, Patti (Messina), Italia 

38. Parrocchia S. Michele Arcangelo, Via Roma, Sinagra (Messina), Italia 

39. Parrocchia S. Antonio, Via Forno Basso, Capo d'Orlando (Messina), Italia 

40. Parrocchia S. Caterina, Frazione Marina, Marina di Patti (Messina), Italia 

41. Parrocchia Cattedrale S. Bartolomeo, Via Cattedrale, Patti (Messina), Italia 

42. Parrocchia Maria SS. Addolorata, Contrada Torre, Tortorici (Messina), Italia 

43. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Via Risorgimento, San Marco d'Alunzio (Messina), Italia 

44. Parrocchia Immacolata Concezione, Frazione Landro, Gioiosa Marea (Messina), Italia 

45. Parrocchia Maria SS Assunta, Piazza Mazzini 11, Tusa (Messina), Italia 

46. Parrocchia Maria SS Assunta, Frazione Torremuzza, Motta d'Affermo (Messina), Italia 

47. Parrocchia Maria SS Assunta, Salita Madre Chiesa, Ficarra (Messina), Italia 

48. Parrocchia Maria SS. Della Catena, Via Madonna d. Catena 10, Castel di Tusa (Messina), Italia 

49. Parrocchia Maria SS. Delle Grazie, Via N. Donna 2, Pettineo (Messina), Italia 

50. Parrocchia Ognissanti, Frazione Mongiove, Mongiove di Patti (Messina), Italia 

51. Parrocchia S. Anna, Via Umberto 155, Floresta (Messina), Italia 

52. Parrocchia S. Caterina, Vico S. Caterina 2, Mistretta (Messina), Italia 

53. Parrocchia S. Giorgio Martire, Frazione S. Giorgio, San Giorgio di Gioiosa M. (Messina), Italia 

54. Parrocchia S. Giovanni Battista, Frazione Martini, Sinagra (Messina), Italia 

55. Parrocchia S. Lucia, Via G. Rossini, S. Agata Militello (Messina), Italia
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56. Parrocchia S. Maria delle Grazie, Via Normanni, S. Fratello (Messina), Italia 

57. Parrocchia S. Maria, Piazzetta Matrice 8, Piraino (Messina), Italia 

58. Parrocchia S. Michele Arcangelo, Piazza Chiesa Madre, Librizzi (Messina), Italia 

59. Parrocchia S. Michele Arcangelo, Via Umberto I, Longi (Messina), Italia 

60. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Piazza S. Nicola, Patti (Messina), Italia 

61. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Via Ruggero Settimo 10, Gioiosa Marea (Messina), Italia 

62. Parrocchia S. Nicolò di Bari, Via S. Nicolò, S. Fratello (Messina), Italia 

63. Parrocchia Santa Maria e San Pancrazio, Via Gorgone, S. Piero Patti (Messina), Italia 

64. Parrocchia Maria SS Assunta, Piazza Convento, S. Fratello (Messina), Italia 

65. Parrocchia Maria SS. Del Rosario, Via Provinciale 7, Caprileone (Messina), Italia 

66. Parrocchia Maria SS Assunta, Via Monachelle 10, Caprileone (Messina), Italia 

67. Parrocchia Maria SS del Tindari, Via Nazionale, Caprileone (Messina), Italia 

68. Parrocchia S. Febronia, Contrada Case Nuove, Patti (Messina), Italia 

69. Parrocchia Maria SS. della Stella, Contrada S. Maria Lo Piano, S. Angelo di Brolo (Messina), Italia 

70. Parrocchia S. Erasmo, Piazza del Popolo, Reitano (Messina), Italia 

71. Parrocchia Maria SS. della Catena, Via Roma, Naso (Messina), Italia 

72. Parrocchia S. Benedetto il Moro, Piazza Libertà, Acquedolci (Messina), Italia 

73. Parrocchia S. Giuseppe, Frazione Tindari, Tindari (Messina), Italia 

74. Parrocchia Santi Filippo e Giacomo, Via D. Oliveri 2, Naso (Messina), Italia 

75. Parrocchia SS. Salvatore, Via Cavour 7, Naso (Messina), Italia 

76. Santuario Maria SS del Tindari, Via Mons. Pullano, Tindari (Messina), Italia 

77. Parrocchia S. Maria Assunta, Via Roma, Galati Mamertino (Messina), Italia 

78. Fondazione Opera Immacolata Concezione O.N.L.U.S., Padova, Italia 

79. Parrocchia San Giuseppe, Piazza Dante 11, Oliveri (Messina), Italia 

80. Parrocchia S. Leonardo, Frazione San Leonardo, Gioiosa Marea (Messina), Italia
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